
Hände  weg  von  unseren
Schulen!  Stoppt  die
Schulprivatisierungen  des
Berliner Senats!
Wilhelm Schulz, REVOLUTION Berlin

Im Koalitionsvertrag von SPD, Grünen und der Linken aus dem Jahr 2016
kündigten diese massive Investitionen bis zum Jahre 2026 in den Neubau und
die Sanierung von Berliner Schulen an. Von 5,5 Milliarden Euro war die
Rede. Doch wie will der Senat das stemmen?

Der  rot-rot-grüne  Berliner  Senat  plant  die  Privatisierung  der  798
Schulen  des  Landes.  Mittels  einer  Privat-Public-Partnership  (Öffentlich-
Private-Partnerschaft = PPP) soll staatliches Eigentum schleichend unter die
Interessen privatwirtschaftlicher Investor_Innen gestellt  werden. Schon in
den  2000ern  gab  es  in  Berlin  eine  Privatisierungswelle,  nur  im
Wohnungsbereich.  Die  verheerenden  Auswirkungen  und  die  geringen
Möglichkeiten in privatisiertes Eigentum einzugreifen, ist nicht nur für alle
die  offensichtlich,  die  in  Berlin  je  eine  Wohnung  gesucht  haben.  Den
Hintergrund für die geplante Privatisierung von fast 800 Schulen bildet die
Zielsetzung der rot-rot-grünen Regierung, einen ausgeglichenen Haushalt zu
gewährleisten.  So  kommt  es,  dass  das  Land  seit  knapp  6  Jahren  eine
Sparpolitik fährt, die versucht, die Neuverschuldung auf Null halten.

Den bundespolitischen Hintergrund für die geplanten Privatisierungen bildet
die sogenannte Schuldenbremse. Nach dieser dürfen die Bundesländer und
Kommunen ab 2020 keine neuen Schulden machen, somit keine Kredite mehr
aufnehmen. Das bringt ein Investitionsverbot in bitter notwendige soziale
Infrastruktur  mit  sich.  Wenn  Länder  und  Kommunen  nicht  oder  nicht
ausreichend investieren dürfen, so müssen diese eben staatliches Eigentum
verscherbeln.  Dieser  Ausverkauf  soll  Investitionsmöglichkeiten  für  das
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Kapital  schaffen.  Solcherart  werden  Milliarden  billig  verschleudert  zum
Nutzen der Investor_Innen, die sich über sichere und regelmäßig steigende
Gewinne freuen dürfen.

Hierfür  gibt  es  bereits  ein  bundesweites  Pilotprojekt  und  zwar  aus
Offenbach, was in den letzten Jahrzehnten infolge der Deindustrialisierung
der Stadt extrem verarmt ist. Der Landkreis hatte mittels einer PPP im Jahre
2004 die Grundstücke seiner 88 Schulen an die Baukonzerne Hochtief und
Vinci vergeben und seit diesem Verkauf mietet die Stadt Grundstücke und
Schulen  an.  Die  vereinbarte  Jahresmiete  belief  sich  ursprünglich  auf  52
Millionen Euro. Im Jahre 2014 betrug sie jedoch schon 82 Millionen und bei
Vertragsende in 2019 sollen es sogar 95 Millionen sein. Grund dafür ist, dass
die Investor_Innen Profit aus ihrer Immobilie ziehen müssen und sich die
Miete somit mit der Zeit immer weiter erhöhen muss.

Auch  International  gibt  es  ähnliche  Beispiele.  So  wurden  unter
Margaret Thatcher Ende der 70er Jahre große Teile der Wasserversorgung
verkauft, sodass es heute in Großbritannien Haushalte gibt, die im Keller
eine Art Münzeinwurf haben, um Zugang zu Wasser zu erhalten. Auch wenn
wir  an  dieser  Stelle  glücklicherweise  darauf  hinweisen  können,  dass
Thatcher tot ist, so blieb uns ihr neoliberales Vermächtnis leider erhalten. Es
bleibt hier zu sagen, dass in all diesen Fällen die versprochenen Investitionen
von  Kapitalseite  ausblieben.  Warum  sollte  es  auch  anders  sein?  Sie
investieren gemäß der Logik der Gewinnmaximierung, nicht zur Sicherung
des Gemeinwohls. So steht die Bundesrepublik aktuell im Rechtsstreit mit
der  Telekom,  Vinci  und  Daimler  im  PPP  der  Autobahn-Maut  wegen
Minderleistungen  von  7  Milliarden  Euro!

Was genau plant das Land Berlin?

Der  Senat  will  der  Berliner  Wohnungsbaugesellschaft  HOGOWE  GmbH
mittels Erbpacht die Gebäude der 798 Berliner Schulen übertragen. Dies soll
durch  eine  Tochtergesellschaft,  im  Arbeitstitel  Schul-GmbH  genannt,
geschehen.  Die  Wohnungsbaugesellschaft  ist  eine  teilstaatliche,  d.h.  sie
verwaltet  formal staatliches Eigentum, jedoch unter privatwirtschaftlicher
Führung. Das Land kann also Verhaltensweisen des Konzerns kritisieren,



jedoch nicht eingreifen. So auch bereits 2010 geschehen, als die HOGOWE
ohne Ausschreibung Großaufträge vergab, wo die Kritik zwar groß war, der
Auftrag jedoch blieb. Vor allem ist davor zu warnen, da das Land Berlin zu
Beginn der 2000er Jahre viele städtische Wohnungsbaugesellschaften bereits
voll-privatisierte.

Diese Schul-GmbH soll zukünftig alle schulspezifischen
Aufgaben  koordinieren,  also  Bau,  Sanierung  (die
dringend  notwendig  ist,  denn  die  jahrzehntelange
Vernachlässigung hat zu einem katastrophalen Zustand
Berliner Schulen geführt),  inneren Betrieb außerhalb
des  Bildungsauftrags,  wie  Hausmeister,  Grünpflege,
„Sicherheit“,  Instandhaltung,  „Gas,  Wasser,  Scheiße“
usw. Hierfür zahlt das Land die bereits angesprochene
Miete. Auch kann es zu zeitlichen Begrenzungen des
Nutzungsrechts  kommen.  So  kann  es  sich
beispielsweise tagsüber um eine Schule und Abends um
ein AfD-Schulungszentrum handeln oder ein ‚Hotel der
anderen  Art‘  in  den  Schulferien  –  mal  als  fiktive
Beispiele.
Solche Verträge laufen 25 Jahre. Somit hat das Land für diesen Zeitraum
kein wirkliches Recht hiergegen Sturm zu machen. Hier werden also gerade
die  Weichen  für  die  nächsten  Jahrzehnte  gestellt  und  das  unter  dem
„Versprechen“, zu investieren. Zur Gewinnsteigerung sind hier dann auch
alle möglichen anderen Tricksereien möglich. Beispielsweise könnte es Tür
und Tor für kommerzielle Werbung an den Schulen öffnen. Dann darf nicht
mehr „nur“ die Bundeswehr für ihr sogenanntes „Werben für’s Sterben“ in
Schulen touren. Nein, wie wär’s mit einer Turnhalle ‚powered by McFit‘ oder
einer Kantine ‚präsentiert vom Pizza Hut‘? Kurzum eine allgemeine Öffnung
des Bildungswesens für das Kapital.

Was bleibt?

Szenarien  wie  diese  könnten  nicht  nur  den  Schulbereich  betreffen.  Sie



könnten  in  den  kommenden  Jahren  auch  in  anderen  staatlichen
Einrichtungen bevorstehen,  z.B.  die  Privatisierungen von Bäderbetrieben,
Stadtwerken, Rathäusern, Hochschulen, Müllabfuhren. Das Personal dieser
könnte durch billigere Arbeitskräfte und Leiharbeiter_Innen ersetzt werden,
getragen durch private Dienstleister_Innen.

Wir halten diese Maßnahmen nicht  für  alternativlos.  Denn es  sind
selbstgemachte Probleme. Es sind Maßnahmen, die vor allem der Stärkung
des  deutschen  Kapitals  dienen.  Sie  ermöglichen  in  Zeiten  zunehmender
Konkurrenz und wirtschaftlicher Unsicherheit „sichere“ Gewinne, für die die
Allgemeinheit, also vor allem die Lohnabhängige Bevölkerung, zu zahlen hat.
Zugleich verlagern sie das Problem der fehlenden staatlichen Einnahmen
infolge von Jahrzehnten der Steuergeschenke an die Reichen, an Kapital- und
Vermögensbesitzer_Innen:  Die Sanierung der Schulen wird nicht  aus der
Besteuerung der Reichen oder der Gewinne und Großvermögen finanziert,
sondern  „ausgelagert“.  Der  Widerstand  hiergegen  regt  sich  bisher  im
Kleinen. So gibt es die Initiative „Gemeingut in Bürger_Innenhand“, die unter
anderem zu diesem Thema arbeitet. Sie plant eine Volksinitiative. Bis Mitte
des  Jahres  sammelt  sie  Unterschriften,  damit  es  hierzu  eine  öffentliche
Abstimmung  geben  kann.  Dies  halten  wir  für  begrenzt,  jedoch
begrüßenswert und fordern zur Unterstützung dieser auf. Genaueres findet
i h r  a u f  i h r e r  I n t e r n e t s e i t e
(https://www.gemeingut.org/volksinitiative-unsere-schulen-unterschreiben-wi
e-geht-das/).

Der  „linke“  Senat  will  so  gleich  zwei  politischen  und  gesellschaftlichen
Gegnern  ausweichen.  Einmal  den  Kapitalbesitzer_Innen  und  privaten
Investor_Innen,  die  rasche  Gewinne  wittern,  zum  anderen  der
Bundesregierung,  die  die  Schuldenbremse  durchzuziehen  will.  Statt  den
Kampf gegen dieses Gesetz und dessen Umsetzung zu führen, ziehen die
Held_Innen  aus  dem  Abgeordnetenhaus  lieber  ihre  Wähler_Innen  und
Anhänger_Innen  über  den  Tisch.

Das  Land  mag  dann  zwar  schuldenfrei  sein,  dafür  zahlen  die
Schüler_Innen  bzw.  deren  Eltern  mehr.  Solche  „Haushaltssanierung“
trifft diejenigen, die sich die privatwirtschaftlichen ‚Angebote‘ nicht leisten
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können. Dieser massive Angriff zeigt eindeutig, auf welche Seite sich die rot-
rot-grüne Landesregierung stellt, auf die Seite des Kapitals. Dagegen müssen
wir kämpfen!

SAV und Linksjugend [`solid] –
Sind  Revolution  und
Reformismus unvereinbar?
Vom 13. bis 15. April findet in Erfurt der XI. Bundeskongress der linksjugend
[’solid]  statt.  Doch  anstatt  sich  darauf  zu  verständigen,  wie  sich  die
sozialistische  Jugend  dem  Rechtsruck,  den  Angriffen  auf  die
Arbeiter_Innenbewegung sowie der drohenden ökologischen Katastrophe und
Kriegsgefahr entgegenstellen kann, wird vermutlich eine andere Frage im
Vordergrund stehen.  Es  handelt  sich  um den Satzungsantrag S4.  Dieser
fordert die Übernahme folgenden Satzes in die Satzung der Organisation:
„Eine Mitgliedschaft in der linksjugend [’solid] ist mit einer Mitgliedschaft in
der Sozialistischen Alternative (SAV) nicht vereinbar.“
Eine Reihe von Landessprecher_Innen, zwei Bundessprecherinnen sowie der
brandenburgische und thüringische Landessprecher_Innenrat stellen diesen
Antrag. Dem kurzen Text ist eine lange Begründung beigefügt. [1] Dass sich
den Erstunterzeichner_Innen auch Vertreter_ Innen des „ linken Flügels “
wie  Nadine  Bendahou  angeschlossen  haben,  zeigt  sicher  die
Prinzipienlosigkeit  von  Auseinandersetzungen  im  Verband  auf.
Es ändert jedoch an dem grundlegenden Charakter des Antrags nichts. Er ist
in  erster  Linie  das  Machwerk  des  rechten  Flügels,  der  offen  für
kapitalistische  Regierungsbeteiligungen  der  LINKEN  eintritt  und  keinen
Hehl daraus macht, antirevolutionär und reformistisch zu sein. Jedes ehrliche
Mitglied der Linksjugend sollte sich deutlich gegen diesen Angriff von rechts
positionieren.  Alle  Delegierten  des  Bundeskongresses,  die  sich  als
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Sozialist_Innen verstehen, sollten klar und entschieden mit „Nein“ gegen den
Antrag stimmen.
Die  Begründung  zeichnet  sich  durch  eine  Reihe  von  organisatorischen
Halbwahrheiten und Lügen aus, die durch die Gegendarstellung der SAV
plausibel  widerlegt werden. Charakteristisch ist  allerdings vor allem, wie
unpolitisch die Begründung ist.  Man findet in dem gesamten dreiseitigen
Text  kein  einziges  programmatisches  Argument  gegen  den
Bundesarbeitskreis  Revolutionäre  Linke  (BAK RL)  oder  die  Sozialistische
Alternative. Es gelingt den Autoren nicht an einer einzigen Stelle zu belegen,
wo die SAV gegen das Programm oder die Statuten von [’solid] verstoßen
hat.  Stattdessen  werden  reihenweise  Vorurteile  des  bürgerlichen
Individualismus bedient, die sich nicht nur gegen die SAV, sondern gegen
einfache  Organisationsprinzipien  jeder  einigermaßen  kämpferischen
Arbeiter_Innenbewegung  richten.  So  würden  in  der  SAV  Genoss_Innen
„ausgebeutet“,  weil  ihre  Mitgliedschaft  mit  Pflichten  (Beitragszahlung,
Übernahme von Aufgaben, Zeitungsverkauf, Eintreten für die Position der
Organisation) verbunden sei.  Solche Vorwürfe sind nicht nur albern – zu
Ende gedacht, bedeuten sie die Ablehnung und Denunziation jeder vom Staat
und den Reichen unabhängigen Organisationsform der Lohnabhängigen und
sozial Unterdrückten.
Wer es mit dem Kampf gegen das kapitalistische System ernst meint, kommt
um eine verbindliche Organisationsform und um Disziplin, demokratische,
aber auch zentralisierte Kampfstrukturen nicht herum. Wie auch immer die
innere Verfasstheit der SAV real aussehen mag, so ist es eine Organisation,
der sich Menschen freiwillig anschließen und aus der sie ggf. auch jederzeit
austreten  können.  Dass  die  Mitgliedschaft  auch  mit  einer  gewissen
Unterordnung  unter  gemeinsame  Beschlüsse  einhergeht  ist,  nichts  SAV-
S p e z i f i s c h e s ,  s o n d e r n  f i n d e t  s i c h  l e t z t l i c h  i n  j e d e r
Arbeiter_Innenorganisation,  so  auch  in  jeder  Gewerkschaft,  in  jedem
Arbeitskampf wieder. Wer das grundsätzlich als Einschränkung der Freiheit
ablehnt, erweist dem Kampf um Befreiung einen Bärendienst, ja macht ihn
letztlich  unmöglich.  Er  oder  sie  fetischisiert  vielmehr  die  Freiheit  des
Individuums, während diese an den Erfordernissen des Klassenkampfes eine
Grenze findet,  ja finden muss,  wenn das Ziel  der „Befreiung“ nicht bloß
Gerede sein soll.



Keine Frage:  Die SAV und die  RL verdienen die  Solidarität  jeder linken
Organisation  gegen  den  Angriff  von  rechts.  Es  geht  hier  um  einen
offenkundigen  Säuberungsversuch  gegenüber  missliebigen  linken
Opponent_Innen in [’solid]. Nachdem die SAV nicht politisch, also für ihr
Programm und ihre Taten angegriffen wird, nachdem die Antragsteller_Innen
auch auf jeden konkreten Beleg eines Bruchs des Statuts verzichten, bleibt
nur noch eins: Schon die Existenz der SAV ist das eigentliche „Verbrechen“
der Organisation,  das mit  der  Mitgliedschaft  in  [’solid]unvereinbar wäre.
Gerade  weil  die  Antragsteller_Innen  einer  politischen  Konfrontation
ausweichen, greifen sie zum Mittel der Denunziation gegen die SAV, werfen
ihr  vor,  was  kleinbürgerliche  Individualist_Innen  an  so  ziemlicher  jeder
organisierten Kraft der „radikalen Linken“ stört, nämlich ein oft durchaus
recht  beschränktes  Mindestmaß  an  programmatischer  und  politischer
Geschlossenheit und Verbindlichkeit, an Disziplin und Loyalität zur eigenen
Gruppierung.  Die  Vorwürfe  offenbaren  den  kleinbürgerlichen  und
individualistischen  Charakter  der  Antragsteller_Innen,  egal  aus  welchem
„Spektrum“ sie auch kommen mögen.

Antwort der SAV
So weit, so gut. Mit der Antwort der SAV beginnt jedoch auch das eigentliche
Problem. Sie weicht nämlich auch einer politischen Konfrontation mit den
Antragsteller_Innen aus. Sie stellt nicht die politischen Differenzen und ein
unterschiedliches  Organisationsverständnis  ins  Zentrum,  sondern  bemüht
sich  ihrerseits  um  eine  letztlich  fiktive  „Einheit“  eines  Verbandes,  der
gleichermaßen „revolutionär“ und „reformistisch“, „internationalistisch“ und
„antideutsch“ sein will, eines Verbandes, dessen verschiedene Strömungen
letztlich  gegensätzliche  Klassenstandpunkte  zum Ausdruck  bringen  (oder
bringen  wollen).  Das  Programm  der  Linksjugend  [’solid]  ist  kein
revolutionäres, kein sozialistisches. Es ist ein klassisch sozialdemokratisches
Programm.  [2]  Natürlich  verspricht  auch  das  [’solid]-Programm  den
Sozialismus. Weder das Wort Arbeiter_Innenklasse noch das Wort Revolution
werden auch nur einmal in dem Programm erwähnt. Der Sozialismusbegriff
verkommt zu einer Utopie. Die Utopie verkommt zu einer Beruhigungspille,
zum  Trostpflaster  angesichts  der  Trostlosigkeit  der  bürgerlichen



Regierungspolitik  der  LINKEN.
Anstatt  den  Angriff  der  Rechten  für  eine  programmatische  Offensive  zu
nutzen,  verliert  sich  die  SAV  in  Nebensächlichkeiten.  Sie  erkennt  zwar
ebenfalls, dass der Angriff von rechts kommt. Sie erkennt auch, dass der
Angr i f f  s i ch  gegen  i h re  Oppos i t i on  zu  kap i t a l i s t i s chen
Regierungsbeteiligungen richtet und ihre kleinen, aber vorhandenen Erfolge
im Aufbau der RL. Aber anstatt zu erkennen, dass der bürokratische Angriff
von rechts der Ausdruck tatsächlicher programmatischer Unvereinbarkeit ist,
wünscht sie sich diese utopische Vereinbarkeit. Sie ruft alle auf, sich auf
Programm und Statuten der Linksjugend zu besinnen. Sie fordert alle auf,
sich auf den Pluralismus der guten Zeiten zu berufen.
Natürlich können sich für begrenzte Zeit Strömungen mit gegensätzlichen
politischen  Programmen  und  Standpunkten  in  einer  Partei  finden.
Revolutionär_Innen können eine solche Situation auszunutzen versuchen, um
Menschen  von  einer  reformistischen  Führung  und  einer  solchen  Politik
wegzubrechen  –  aber  das  kann  nur  eine  zeitlich  begrenzte,  kurzfristige
Gelegenheit  sein.  Letztlich  sind  eine  Konfrontation  und  ein  Bruch
unvermeidlich. Dass die Rechten in [’solid] die SAV und die RL angreifen
werden, war daher unvermeidlich (selbst wenn SAV und RL selbst gar kein
revolutionäres Programm als Alternative zum reformistischen des Verbandes
verwenden). Diese führen diesen Kampf durchaus entschlossen, wollen aber
die politische Auseinandersetzung meiden, zumal das auch die „Einheit“ der
Antragsteller_Innen gefährden könnte. Sie werfen daher der SAV und der RL
vor, das in Besitz nehmen zu wollen, was die Rechten schon kontrollieren.
Der  Apparat,  Presse  und  Finanzen  von  Partei  und  Jugendorganisation
befinden sich nämlich in den Händen der Reformist_Innen, sicher nicht in
jenen  von  SAV,  RL  oder  anderen  linken  Strömungen.  In  Zeiten  der
wirtschaftlichen Krise und der Zuspitzung des Klassenkampfes treten die
eigentlichen  Widersprüche  zwischen  Reform  und  Revolution  jedoch
unüberbrückbar zu Tage. Eine also ohnehin schon vorhandene Feindschaft
zwischen dem rechten und dem linken Flügel muss also früher oder später zu
offenen  Konflikten  führen.  Wenn  die  Führung  dann  in  den  Händen  der
Reformist_Innen und Karrierist_Innen liegt und das Kräfteverhältnis zu ihren
Gunsten ausfällt, sind unverholene Angriffe auf Revolutionäre die logische
Konsequenz. Deshalb darf die Frage der Leitung nicht dem Zufall oder dem



rechten Flügel überlassen werden. Stattdessen ist es die drängende Aufgabe
von Sozialist_Innen, konsequent für ein revolutionäres Programm und eine
entsprechende Führung zu kämpfen.

Unvereinbarkeit zwischen wem?
Die Wut,  mit  der die Rechten der SAV vorwerfen,  gerade diese heiligen
Sphären anzutasten, die vermeintlich ihnen – natürlich ganz plural – gehören,
drückt dies deutlich aus. Die Rechten wissen, dass es die politische Einheit
zwischen Revolutionär_Innen (oder solchen, die diesen Anspruch erheben)
und Reformist_Innen nicht gibt und auch nicht geben kann. Sie wollen dies
aber  nicht  politisch  artikulieren.  Dies  würde  gerade  gefährden,  die
Schlaftablette namens Programm, das vieles verspricht, aber nichts wirklich
erklärt und erst recht keine Verpflichtung zum Handeln darstellt, in Frage zu
stellen. Eine inhaltliche Diskussion würde schnell verraten, dass die Rechten
weit  rechts  vom  Programm  stehen.  Gerade  dies  verpflichtet  aber
Sozialist_Innen dazu, die programmatische Diskussion in den Vordergrund zu
rücken. Anstatt zu versprechen, sich dem aktuellen Programm, den aktuellen
Verhältnissen zu unterwerfen, weiterhin immer kompromissbereit zu sein,
bräuchte es eine klare Offensive. Stattdessen führt die SAV eine Kritik von
uns an, wo wir ihr nachweisen, „nicht leninistisch zu sein“ [3] und verwendet
sie  als  Beleg für  „Pluralismus“.  Ironischerweise bezog sich unsere Kritik
gerade  auf  die  schwache  Opposition  gegenüber  dem  rechten  Flügel.
Tatsächlich  fällt  die  SAV  mit  ihrer  Stellungnahme  sogar  hinter  die
Gründungserklärung  des  BAK  RL  zurück,  in  der  diese  festhielt,  dass
„Karrierismus,  sog.  ‚antideutsche’  Positionen  und  mangelnder  Bezug  zu
gesellschaftlichen Kämpfen in vielen Bundesländern zu beobachten [sind].
Auf bundesweiter Ebene ist der Verband zunehmend polarisiert. Vielerorts
wird  auf  grundlegende Fragen eines  antikapitalistischen Programms und
seiner Praxis kein Bezug genommen. In einigen Fragen, etwa der Haltung zu
Auslandseinsätzen,  Antirassismus und Feminismus oder  der  Einschätzung
von SPD und Grünen, werden sozialistische Positionen nicht vertreten bzw.
massiv angegriffen.“ [4]
Dieses Vorgehen ist nicht, was aktuell gebraucht wird. Aber die Erklärung
dazu zeigt, dass die SAV nicht revolutionär, sondern ausweichend auf den



Angriff reagiert. Sie folgt dem Zentrismus, schwankt selbst zwischen Reform
und  Revolution.  SAV  und  RL  fürchten,  ein  zu  klares  programmatisches
Auftreten  könnte  Unentschlossene  in  die  Arme der  Rechten  treiben.  Sie
fürchten, eine zu klare Ablehnung des reformistischen Programms würde sie
in der aktuellen Situation isolieren.
Letztere  Einschätzung  ist  wahrscheinlich  korrekt.  Aber  das  würde  nur
zeigen, dass ein revolutionäres Programm, revolutionäre Kräfte tatsächlich
eine  verschwindende  Minderheit  sind.  Es  würde  nur  das  tatsächliche
Kräfteverhältnis zum Ausdruck bringen. Es würde zeigen, dass der rechte
Flügel die Organisation in ihrer Gesamtheit kontrolliert. Es würde außerdem
zeigen, dass es eine „Mitte“ gibt, die inhaltlich heterogene Positionen vertritt
– darunter auch viele Genoss_ Innen, die auf ehrliche Art und Weise für
Reformen kämpfen wollen. Aber es würde auch deutlich machen, dass eine
tatsächliche sozialistische Politik in [’solid] nur eine Minderheit erreicht und
überzeugt.
Wir  möchten an dieser  Stelle  nicht  die  alte  taktische Frage aufwärmen,
inwiefern es in der Vergangenheit sinnvoll war, in der [’solid] Entrismus zu
betreiben.  Die  Kernfrage  war  seit  jeher  ohnedies,  mit  welcher  Politik
Sozialistinnen wo auftraten. [5] Die aktuelle Auseinandersetzung zeigt wieder
einmal, dass sozialistische Politik und reformistische Politik unvereinbar sind.
Es gibt nun folgende Optionen. Entweder die SAV und der BAK RL können
sich auf dem Bundeskongress durchsetzen. Das würde aber eben nicht nur
bedeuten, den Antrag der Rechten zu Fall  zu bringen, sondern auch die
Organisation anhand der Prinzipien der Gründungserklärung BAK RL – die
ohne Frage ebenfalls  Schwächen hat –  programmatisch neu aufzustellen,
[’solid]  von  einem  pluralistischen  Debattierclub  in  eine  wirkliche
Kampforganisation der revolutionären Jugend zu verwandeln. Wir halten das
für unwahrscheinlich – auch weil  SAV und BAK RL selbst nicht in diese
Richtung agieren. Das wäre aber die aktuell notwendige Politik. Gerade diese
Mangel war der zentrale Grund, weswegen wir eine Arbeit in der BAK RL
aufgaben. Die zweite Möglichkeit bedeutet, dass der rechte Flügel sich mit
seinem Antrag durchsetzt. Das wäre eine organisatorische Niederlage für
junge Sozialist_Innen, die natürlich auch eine Schwächung linker Positionen
bedeuten würde. Es würde aber auch die Möglichkeit beinhalten, dass sich
die Genoss_Innen der BAK RL neu orientieren müssen, dass der Aufbau einer



eigenständigen revolutionären Organisation nicht nur ein Versprechen bleibt,
sondern eine unmittelbare Aufgabe wird, dass die Entwicklung eines eigenen
Programms nicht mehr damit vertagt werden kann, dass [’solid] bereits ein
Programm habe. Die schlechteste von allen Varianten aber, und dies zeichnet
sich aktuell ab, ist die, dass die SAV die Abstimmung über den Antrag zwar
gewinnt, dies aber auf Kosten der eigenen inhaltlich nötigen Positionen tut.
Eine solche Politik mag zu kurzfristigen organisatorischen Erfolgen führen.
Sie untergräbt aber den Aufbau jeder revolutionären Organisation auf Dauer.

Aktuelle Lage
Jede Taktik muss immer in Bezug auf die sich entwickelnden Klassenkämpfe
beurteilt  werden.  Im September  erschütterten  die  Wahlergebnisse  breite
Teile der deutschen Gesellschaft. Der Aufstieg der rechts-nationalistischen
Alternative  für  Deutschland schockierte  viele.  Gleichzeitig  führten  dieses
Schockerlebnis und der massive Verlust der deutschen Sozialdemokratie zu
Spannungen  innerhalb  der  SPD.  Erste  Koalitionsverhandlungen  zwischen
Schwarz-Gelb-Grün scheiterten, die jetzige Große Koalition kam nur
unter  einer  gewaltigen  Kampagne  der  deutschen  Medienhäuser  und  der
Bourgeoisie im Bündnis mit den Sozial-Chauvinist_Innen der SPD-Führung
zustande.
International  und  hierzulande  erleben  wir  einen  Rechtsruck  vor  dem
Hintergrund  einer  kapitalistischen  Krise,  deren  Ursachen  nicht  beseitigt
sind. Im Gegenteil: Wir leben in einer Periode des beginnenden Kampfes um
die  Neuaufteilung  der  Welt  unter  den  größeren  und  kleineren
imperialistischen  Mächten.  Dabei  möchte  der  deutsche  Imperialismus
mitspielen.  Daher  werden  die  Zeiten  hier  härter,  die  Lage  gerät  immer
prekärer.  Daher  brauchen  wir  eine  Jugendorganisation  und  eine
Arbeiter_Innenpartei mit einem klaren, revolutionären Übergangsprogramm
zum revolutionären Sturz des Kapitalismus, zur Errichtung der Herrschaft
der Arbeiter_Innenklasse.
Der Kampf für ein solches Programm muss jedoch offen geführt werden. Die
Vorstellung  des  politischen  „Pluralismus“  in  [’solid]  meint  aber,  das
Unvereinbare vereinbaren zu können. Revolutionärer Sozialismus, der Kampf
für  die  Errichtung  der  Räteherrschaft  auf  Basis  der  Zerschlagung  des



bürgerlichen Staatsapparates und der Enteignung des Kapitals kann nicht
beliebig  mit  einer  parlamentarischen  Strategie  einer  friedlichen,
schrittweisen  „Transformation“  der  Gesellschaft  kombiniert  werden.  Der
„Pluralismus“, der dabei rauskommt, hilft niemandem, kann nur verwirren
und  desorientieren.  Darüber  hinaus  spielen  alle  Zugeständnisse  von
Sozialist_Innen in diese Richtung nur den Reformist_Innen in die Hände, weil
so  getan  wird,  als  wären  revolutionärer  Marxismus  und  Reformismus
vereinbar.

Schlussfolgerungen
Genoss_Innen,  anstatt  Euch  darauf  zu  konzentrieren,  die  rechten
Reformist_Innen zu überzeugen, dass die Revolutionär_Innen keine Gefahr
sind, greift lieber die Reformist_Innen dafür an, dass sie mit ihrer Politik nie
eine Gefahr für das Kapital sein werden! Öffnet Euch für die Debatte über
den Wiederaufbau einer revolutionären Partei  in Deutschland mit all  den
Kräften,  die  dies  auch  tatsächlich  als  ihr  Ziel  ansehen,  anstatt  Euch  in
bürokratischen Kämpfen mit jenen zu verausgaben, die dies erklärterweise
nicht als ihr Ziel ausgeben! Dann gibt es auch wirklich Hoffnung darauf, die
jetzige Situation zu unseren Gunsten zu wenden.

Endnoten
[1] Auf der Seite der Sozialistischen Alternative können sowohl ihre Antwort
auf den Antrag als auch Antrag und Begründung selbst eingesehen werden
https://www.sozialismus.info/2018/03/linksjugend-solid-gegen-den-ausschluss
-von-sav-mitgliedern
[2] Für eine genauere Auseinandersetzung empfehlen wir unsere Broschüre
„[’solid] – if everything goes right, go left! Oder welche Einheit brauchen
wir“. Zu der Frage des Programms siehe ab Seite 15 in der Broschüre von
Lukas  Müller  unter  dem  Kapitel  „[’solid]  ist  eine  reformistische
J u g e n d o r g a n i s a t i o n “
http://onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2011/04/Solid-Polemik_Lu
kas_M%C3%BCller_2014.pdf
[3]  „Dass  die  RL  ohne  Programm  und  Statut  innerhalb  [’solid]  nicht
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fraktionsfähig sein kann, sah man dann während wie auch nach dem BuKo.
Während ein Genosse, den man getrost als Linken in der RL bezeichnen
kann,  von  „gemischten  Gefühlen“  spricht,  tobt  auf  Facebook  ein  Kampf
zwischen der SAV und dem Funken, wie man sich zu Sexarbeit verhält. Von
Diskussion nach innen, Geschlossenheit nach außen, wie es für leninistische
Organisationen üblich ist, sah man nichts.“ Der gesamte Artikel ist unter
http://onesolutionrevolution.de/austritt-aus-der-revolutionaeren-linken-in-soli
d-aber-warum/ nachzulesen.
[ 4 ]  G r ü n d u n g s e r k l ä r u n g  d e s  B A K  R L  u n t e r :
https://revolutionaerelinke.files.wordpress.com/2015/10/bak-rl_programm.pdf
[5]  Wir  haben  damals  sehr  deutlich  Stellung  dazu  bezogen,  dass  der
Entrismus zuerst eine taktische Frage ist, die vor allem durch die politische
Linie und das offene Auftreten der Sozialist_Innen für ihr Programm und den
Aufbaus einer unversöhnlichen revolutionären Fraktion geprägt sein muss.
Die  SAV tut  aber  niemandem einen Gefallen,  wenn sie  die  Utopie  einer
sozialistischen  Massenpartei  zeichnet,  die  im  Grunde  genommen  durch
Kompromisse und ohne Kämpfe und gar Spaltungen existieren kann. Siehe
a u c h  d e n  A r t i k e l  v o n  L u k a s  M ü l l e r  u n d  G e o r g  I s m a e l :
http://www.arbeitermacht.de/infomail/833/solid.htm

Repression  und  Willkür  in
Sachsen

Viele kennen diese Situation: du warst auf einer Demonstration, alles verlief
friedlich,  du  willst  mit  deinen  Freund_Innen/deiner  Bezugsgruppe  nach
Hause,  und  plötzlich  greifen  die  Cops  völlig  grundlos  dich  und  deine
Genoss_Innen an – es gibt ein kurzes Gerangel, Menschen werden verprügelt
und gehen zu Boden, Einzelne werden aus der Menge herausgezogen und
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weiter drangsaliert und auf einmal befindet man sich in einer
polizeilichen Maßnahme.

So  geschah  es  auch  am  11.  März  in  Chemnitz.  Im  Rahmen  des
internationalen Frauenkampftages fand dort, wie auch schon im letzen Jahr,
eine  Solidemo  der  Gefangenengewerkschaft/Bundesweite  Organisation
(GG/BO) für die inhaftierten Gewerkschafter_Innen der dortigen JVA statt.
Wir von Revolution Dresden beteiligten uns an dieser Aktion, da wir es für
notwendig  erachten,  den  Kampf  für  die  Befreiung  der  Frau  mit  der
praktischen  Solidarität  mit  jenen  zu  verbinden,  die  besonders  stark  von
Unterdrückung  und  Ausbeutung  betroffen  sind  –  wie  z.B.  die
Gewerkschafter_Innen in der JVA Chemnitz. Im letzten Jahr fand dort ein
Sitzstreik der Frauen gegen die
miserablen Zustände und eine Verschlechterung der Haftbedingungen statt.
Im Nachhinein wurden sie für diesen Protest, welcher die Gefängnisleitung
auch medial in Erklärungsnot brachte, von Seiten des Staates bestraft.
Im  Gegensatz  zum  letzten  Jahr,  als  die  Demo  von  den  Bullen  brutal
auseinandergeprügelt wurde (die GG/BO berichtete), konnten die über 300
Demonstrierenden die Aktion bis zur Auflösung durch die Veranstalter_Innen
friedlich, aber entschlossen durchziehen. Durch kämpferische Sprechchöre
und  Reden  konnten  die  gefangenen  Frauen  wie  auch  umstehende
Passsant_Innen erreicht werden. Die Stimmung war gut, es wurde gesungen
und getanzt (auch hinter den Gefängnismauern) und die Gefangenen waren
offensichtlich sehr erfreut über die Solidaritätsbekundungen
– fast alle standen an den Fenstern, winkten, pfiffen und schrien, ja rüttelten
gar so stark an den Gittern, dass dies über die Mauern hinweg bis zu uns zu
hören war. Es war ein schöner, wenn auch gleichsam bedrückender Akt der
Solidarität. Der eintönige, triste Gefängnisalltag und die Isolation der Frauen
konnte durchbrochen werden – wenn auch nur für einen kurzen Moment.

Den Gesetzeshütern war diese praktische Solidarität wohl ein Dorn im Auge.
So kontrollierten diese unter fadenscheinigen Argumenten die Insassen eines
Fahrzeugs.  Dieses  stand  direkt  an  der  Straße  der  abreisenden
Demonstrant_Innen, welche sich auf dem Weg nach Hause, zum Bahnhof
oder zur Solikundgebung für Afrin befanden. Die



Abreisenden beobachteten natürlich die Kontrolle und solidarisierten sich mit
den Genoss_Innen im Auto. Den Bullen reichte dies bereits zum Anlass, um
erst durch Schubsen, später durch gezielte Schläge gegen die Umstehenden
vorzugehen.

Entweder  störten sich  die  Cops  daran,  bei  ihrer  „Arbeit“  kontrolliert  zu
werden, oder aber sie haben diese Situation bewusst herbeigeführt, um die
Demonstration doch noch in ein schlechtes Licht rücken zu können. Auffällig
ist auf jeden Fall, dass sie so lange gewartet haben, bis das Kamerateam von
Frontal21 und die lokale Presse weg waren. Als sich die Lage durch das
deeskalative und besonnene Verhalten der Aktivist_Innen beruhigte, griff die
Polizei  einen offensichtlich  Blinden Genossen an,  riss  ihn  zu  Boden und
schlug  auf  diesen  ein.  Es  folgte,  was  folgen  musste:  zwei  Menschen
versuchten ihm zur Hilfe zu eilen, wurden dann aber ebenso niedergestreckt,
auf der Straße fixiert und mehrere Meter über den Asphalt geschliffen. Als
die Gruppe der Abreisenden weitergehen wollte, wurde diese und weitere
Unbeteiligte nach 100 Metern durch herbeieilende BFE-Einheiten gekesselt
und zusammengepfercht. Es folgten eine erkennungsdienstliche Behandlung
und  ein  Platzverweis.  Am  Ende  des  Tages  wurdenErmittlungsverfahren
wegen  versuchter  Gefangenenbefreiung  (ein  Genosse  wollte  durch
Anwohner_Innen  gespendete  Lebensmittel  in  den  Kessel  reichen)  und
Widerstands gegen Vollstreckungsbeamte eingeleitet, gegen alle 41 von der
Maßnahme  betroffenen  Menschen  wird  wegen  des  Verdachts  des
Landfriedensbruchs  ermittelt.

Diese  völlig  unbegründeten,  an  den  Haaren  herbeigezogenen  Vorwürfe
stellen eine neue Qualität der Repression gegen Linke in Sachsen dar. Immer
wieder  wird  hier  antifaschistisches  Engagement  von  Seiten  des  Staates
kriminalisiert  und  strafrechtlich  verfolgt,  Aktivist_Innen  werden  sinnlos
schikaniert  und  eingeschüchtert  (bspw.  durch
Anzeigen  wegen  „Aufrufs  zur  Straftat“  nach  Rufen  von  gängigen
Demoparolen,willkürliche ID- und Taschenkontrollen, Faxe des VS an alle
Schulen in Leipzig und Dresden, um vor uns zu „warnen“). Nun soll in den
kommenden  Monaten  auch  noch  ein  neues  Polizeigesetz  verabschiedet
werden, welches es an Repressionspotential knallhart in sich hat. So enthält



dieses laut einem Interview aus der SZ (welches nicht mehr auf der SZ-Seite
zu  finden  ist)  unter  Anderem:  Erweiterung  der  Videoüberwachung  im
öffentlichen  Raum,  Bodycams  für  Polizist_Innen,  Einsatz  von
Gesichtserkennungssoftware,  mobile  und  feste  KfZ-Kennzeichen-Scanner,
Erweiterung  der  Telekommunikationsüberwachung,  Einsatz  des
Staatstrojaners,  elektronische  Fußfesseln,  Kontaktverbote  für  bestimmte
Personengruppen („Störer“)  usw. Dieses Gesetz soll  offensichtlich an das
neue  Polizeigesetz  in  Bayern  angelehnt  sein,  wo  es  bereits  beschlossen
wurde, jedoch durch eine Verfassungsklage noch nicht in Kraft getreten ist.
Es ist absehbar, wo die Reise hingeht.  Bayern und Sachsen werden aller
Wahrscheinlichkeit nach erst der Anfang sein, dort soll es zunächst getestet
werden. Es werden mit Sicherheit nach und nach die übrigen Bundesländer
folgen, bis es auf der Bundesebene durchgeboxt wird, wie es bereits auf der
Siko vorgeschlagen und im neuen Koalitionsvertrag vermerkt wurde. Von
diesem neuen Polizeigesetz, welches maßgeblich in die Privatsphäre eingreift
und somit „sogar“ die Menschen- und Bürgerrechte dahingehend außer Kraft
setzt, werden linke Aktivist_Innen besonders hart betroffen sein, aber auch
Fußballfans,  Sprayer,  die  kurdische  Bewegung,  Menschen  mit
Migrationshintergrund im Allgemeinen und insbesondere Refugees – kurz:
alle,  die irgendwie durch den Staat in die schwammige und nicht näher
definierte Kategorie „Störer“ gesteckt werden. Der Zweck des Ganzen liegt
auf  der  Hand:  der  bürgerliche  Staat  will  seine  Untertanen  noch  besser
kontrollieren  und  überwachen  dürfen,  Menschen,  die  diese  Gesellschaft
verändern wollen oder den Herrschenden zu unbequem werden, sollen bei
Möglichkei  tmundtot  und handlungsunfähig  gemacht  werden.  Dass  dafür
bürgerliches Recht mit den Füßen getreten wird,zeigt für wen dieses Recht
gilt: für die herrschende Klasse und jede_N der dieser nicht auf die Füße
tritt!

Unnötig zu erwähnen,  dass  wir  als  Revolutionär_Innen im Speziellen die
neuen Repressionswerkzeuge zu spüren
bekommen werden. Wir sollten auf jeden Fall keine Illusionen darin haben,
dass  das  neue  Gesetz  „nur  nach Augenmaß“  und im „Einklang mit  den
Grundrechten“ zum Einsatz kommt. Wenn die Polizei, dessen Aufgabe es ist,
die  Eigentums-  und  Herrschaftsverhältnisse  zu  sichern,  bald  ohne



richterlichen Beschluss Menschen vor „Großevents“ in Beugehaft nehmen
kann, dann erinnert das nicht grundlos an ein besonders dunkles Kapitel der
deutschen Repressionsmaschinerie und lässt es einem eiskalt den Rücken
runterlaufen.

Darum  ist  es  jetzt  notwendiger  denn  je,  Widerstand  zu  organisieren,
Repression und das neue Polizeigesetz öffentlichkeitswirksam zu kritisieren
und  gegen  die  schleichende  autoritäre  Umgestaltung  des  bürgerlichen
Nationalstaats  vorzugehen!

In Dresden fand bereits ein erstes Treffen linker Gruppen statt, um über die
Möglichkeit  gemeinsamer  Aktionen  gegen  das  neue  Polizeigesetz  zu
diskutieren.  Dort  wurde  auch  die  Idee  eines  gemeinsamen  Bündnisses
aufgeworfen, welche wir unterstützen und voranbringen wollen. Der nächste
Schritt sollte die Initiierung einer aktionsorientierten
Kampagne sein, welche für die Thematik ein Bewusstsein schafft und Druck
aufbaut. Letztlich ist das neue Polizeigesetz, wenn es nach dem Willen der
SPD und CDU geht,schon fest beschlossen. Die AfD wird vermutlich ebenfalls
geschlossen  dafür  stimmen.  Das  heißt,  es  wird  kaum möglich  sein,  den
Beschluss dieses Gesetzes zu verhindern. Jedoch darf es nicht sein,  dass
kaum  jemand  hiervon  weiß  und  wir  unwissend  in  einem  autoritären
Überwachungsstaat  landen.  Das  sollten  eigentlich  auch  die  großen
Organisationen derArbeiter_Innenklasse, die Gewerkschaften, die SPD und
die Partei die Linke kritisieren und bekämpfen. Nungilt es, wachzurütteln
und die
Architekt_Innen in ihren Plänen zu kritisieren, um ihre Konstruktion eines
Tages zu Fall
zu bringen!

Ein erster Schritt dafür kann die Organisierung von Widerstand gegen diese
widerlichen Repressalien sein.
Wir  müssen  unsere  Forderungen  nicht  nur  an  „uns“  an  unsere  Szene,
sondern  auch  die  erwähnten  Elemente  unserer  Klasse  stellen,  wenn wir
wirklich was bewirken wollen.  Wir lassen uns nicht einschüchtern, Freiheit
für alle politischen Gefangenen!



Wir fordern:

die Rücknahme des bisherigen Gesetzesentwurfes zum neuen Polizeigesetz1.
und  alleranderen  Überwachungs-  und  Repressionsgesetze,  wie  die
Vorratsdatenspeicherung  und  Umsetzung  einer  sofort igen
Kennzeichnungspflicht  für  alle  Polizist_Innen
Investitionen in Bildung und Soziales statt in Überwachung, Polizeiausbau2.
und Militär
die sofortige Abschaffung aller Geheimdienste3.
die Umsetzung von Alternativen zum bestehenden Sicherheitsapparat: Die4.
Leute sollten sich in Nachbarschaftskomitees organisieren und aus ihren
Reihen  Deligierte  wählen  (welche  rechenschaftspflichtig  und  abwählbar
sowie zeitlich begrenzt tätig sein und höchstens einen durchschnittlichen
Facharbeiter_Innenlohn  verdienen  sollten),  die  selbstorganisiert  für  die
Sicherheit  im  Viertel  sorgen

Abseits  bürgerlicher
Geschlechternormen:  Die  Lage
von Trans- und Inter- Personen
Nina Awarie,  REVOLUTION-Germany,  Fight!  Revolutionäre Frauenzeitung
No. 6

In  den  vergangenen  Jahrzehnten  wurden  weltweit  viele  juristische  und
gesellschaftliche  Zugeständnisse  seitens  der  Herrschenden gemacht  oder
seitens der LGBTIA-Bewegung erkämpft.  In Deutschland haben seit  2017
beispielsweise gleichgeschlechtliche Paare die Möglichkeit, eine zivile Ehe zu
schließen. Auch in 22 weiteren Staaten wie den USA, Irland oder Südafrika
können gleichgeschlechtliche Paare heiraten, also die gleichen bürgerlichen
Rechte  wie  Heteropaare  wahrnehmen.  Allerdings  heißt  die  gestiegene
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formelle Akzeptanz nicht, dass es in diesen Ländern keine Diskriminierung
von Homosexualität im Alltag gibt. Auch darf man nicht außer Acht lassen,
dass in mehr als 70 Staaten, also im Großteil der Welt, auf homosexuelle
Handlungen  eine  Gefängnis-  oder  sogar  die  Todesstrafe  steht.  Daneben
kommt in der öffentlichen Wahrnehmung die rechtliche und soziale Lage von
Inter- und Trans-Menschen zu kurz.

Situation von Transgendern …
Der  Begriff  Transgender  wurde  vor  allem  von  John  F.  Oliven  von  der
Columbia University in seiner Arbeit „Sexual Hygiene and Pathology“ aus
dem Jahre 1965 geprägt. Dieser ist weiter gefasst als der der Transsexualität
und  gleichzeitig  auch  zutreffender,  denn  bei  Gender  (sozialem  /
psychologischem Geschlecht) handelt es sich natürlich um Identität und nicht
um Sexualität. Der Begriff Transgender schließt aber auch all diejenigen mit
ein,  die sich non-binär nennen, sich also weder eindeutig männlich noch
eindeutig weiblich identifizieren.  Studien zufolge sind bis  zu 0,26 % der
Menschen trans, wobei die Dunkelziffer wesentlich größer sein dürfte. Dies
hat vor allem mit einer gesellschaftlichen Tabuisierung des Themas, aber
auch teilweise mit staatlichen Repressionen zu tun. Außerdem ist auch die
erschreckend hohe Suizidrate unter Trans-Personen auffällig. Demnach hat
in  Großbritannien  Umfragen  zufolge  fast  die  Hälfte  aller  jugendlichen
Transgender einen oder mehrere Selbstmordversuche hinter sich und laut
einer kanadischen Untersuchung haben im Bundesstaat Ontario bereits 78 %
alles Trans-Personen einen oder mehrere Versuche unternommen, sich das
Leben zu nehmen.

Wenn  man  nun  die  rechtliche  Situation  von  Trans-Personen  allein  in
Deutschland betrachtet,  stößt  man zunächst  auf  einen riesigen,  kaum zu
durchblickenden Paragraphendschungel. Das liegt einerseits an dem großen
bürokratischen Aufwand im Falle einer Geschlechtsangleichung, andererseits
an den vielen juristischen Schwächen des Transexuellengesetzes (TSG). Das
TSG trat 1980 in Kraft, wurde aber im Laufe der Jahre häufig geändert, da
v ie l e  Inha l te  au f  Beschwerden  von  Be t ro f f enen  h in  vom
Bundesverfassungsgericht  für  verfassungswidrig  erklärt  wurden.



Beispielsweise durften Personen unter 25 Jahren im ersten Entwurf des TSG
weder  eine  Vornamensänderung  („kleine  Lösung”)  noch  eine
Personenstandsänderung („große Lösung”) durchführen. Auch ging das TSG
ursprünglich  davon  aus,  dass  alle  Trans-Personen  heterosexuell  seien.
Folglich  konnte  die  „kleine  Lösung”,  also  die  Vornamensänderung,  vom
Gesetzgeber  wieder  rückgängig  gemacht  werden,  wenn  die  Person  eine
andere des gleichen Geschlechts heiratete oder innerhalb von 300 Tagen
nach der Namensänderung ein Kind bekam. Eine der heftigsten Forderungen
des TSG an die betroffenen Personen war aber der erforderliche Nachweis
einer Sterilisation, um den Personenstand ändern lassen zu können. Noch bis
2011 wurde das TSG auf diese Weise umgesetzt und bis heute kann der
Personenstand  nicht  rückwirkend,  also  auch  auf  der  Geburtsurkunde,
geändert  werden.  Neben  dem  Paragraphendschungel  stellt  die
Kostenübernahme durch die Krankenkassen ein Problem dar. Diese sind zwar
gesetzlich  zur  Kostenübernahme  verpflichtet.  Welche  Eingriffe  und
Behandlungen  die  Kassen  aber  tatsächlich  übernehmen,  variiert  stark.
Generell  ist  die  Bürokratisierung  des  Verfahrens  –  allein  für  eine
Vornamensänderung  –  eine  unzumutbare  Belastung.  Die  Person  muss
demnach mindestens drei Jahre in der Geschlechterrolle „leben”, der sie sich
„zugehörig” fühlt,  und sich diese „Zugehörigkeit” von zwei unabhängigen
Gutachter_Innen vor dem Amtsgericht bestätigen lassen. Für Jugendliche, die
ihr Geschlecht angleichen wollen, gibt es daneben noch eine andere Hürde:
die eigenen Eltern. Denn für die Einnahme von Hormonen oder Operationen
braucht man die deren Erlaubnis und ist somit deren Willkür ausgesetzt. Das
Selbstbestimmungsrecht über den eigenen Körper wird also -in allen Fällen,
massiv beschnitten.

… und Inter-Personen
Intersexuell sind Menschen, die weder dem biologisch männlichen noch dem
weiblichen  Geschlecht  eindeutig  zugeordnet  werden  können.  Das  kann
genetische, anatomische und hormonelle Ursachen haben. Schätzungsweise
kommt jedes tausendste Kind intersexuell auf die Welt.

Etliche dieser Menschen wurden vom 20. Jahrhundert bis zum heutigen Tag



zwangsweise hormonell behandelt, genital verstümmelt, sterilisiert und für
eine binäre Geschlechterordnung „passend“ gemacht – das alles in einem
Alter, in dem es unmöglich zu wissen ist, wie sich die Person selber sieht
bzw. sich entwickeln würde.

Diese brutale Praxis geht auf die These des Psychologen John Money aus den
1950er Jahren zurück. In seiner „Optimal Gender Policy“ behauptete er, dass
man Kinder zu Männern oder Frauen „erziehen“ könnte, wenn man nur die
körperlichen Besonderheiten vor dem zweiten Lebensjahr einem der beiden
Geschlechter  angleiche.  Auch  wenn  Forschungen  belegen,  dass  die
Geschlechtsidentität von den körperlichen Merkmalen losgelöst sein kann
und viele der zwangsoperierten, intersexuellen Menschen lebenslang unter
Depressionen, körperlichen Schmerzen und Traumata zu leiden haben, hält
sich diese These in der Medizin teilweise noch heute. So heißt es in einem
laut  Amnesty  International  erst  2013  neu  aufgelegten  Fachbuch  für
Kinderärzt_innen: „Die operative Korrektur soll so früh durchgeführt werden,
dass die Mädchen sich später ihrer Intersexualität nicht erinnern, also im
Säuglingsalter, spätestens im zweiten bis dritten Lebensjahr.“

In  Deutschland  gab  es  rechtlich  gesehen  2013  eine  Reform  des
Personenstandsgesetzes. Diese beinhaltete, dass, wenn das Kind weder dem
weiblichen noch dem männlichen Geschlecht zugeordnet werden kann, es
ohne eine solche Angabe in das Geburtenregister eingetragen werden darf.
Während liberale Teile des Bundestages dies als großer Erfolg feierten und
Volker Beck gar von einer „kleinen Revolution“ sprach, gab es schon damals
seitens der Betroffenenverbände Kritik an dieser Reform. Erst ab dem 10.
Oktober  2017  war  die  Eintragung  als  „inter“  oder  „divers“  im
Geburtenregister möglich,  was ein Fortschritt  ist,  aber weiterhin an rein
körperlichen Merkmalen festgemacht  wird  und damit  nicht-binäre  Trans-
Personen  ausschließt.  Ein  ausdrückliches  Verbot  von  medizinisch  nicht
notwendigen, kosmetischen Genitaloperationen an Kindern gibt es bis heute
nicht.



Was  hat  das  Ganze  denn  jetzt  mit  der
bürgerlichen  Gesellschaft  zu  tun?
Ob nun durch konservative Politiker_Innen, religiöse Institutionen, Medien
oder  Werbung:  Die  Gesellschaft  reproduziert  tagtäglich  ein  reaktionäres
Familienbild. In der bürgerlichen Familie sind die Rollen klar verteilt: Der
Mann ernährt als Hauptverdiener die Familie, während die Frau bestenfalls
noch etwas dazuverdienen darf, sich aber hauptsächlich um den Haushalt
und die Kindererziehung kümmert.

Dies geschieht nicht rein zufällig, sondern ist einfach eine Ideologie, die für
den Kapitalismus besonders praktikabel ist. So werden durch das Idealbild
der Familie die Erbschaftverhältnisse der Herrschenden geregelt, während
die  ganze  Reproduktionsarbeit  der  Arbeiter_Innenklasse  unentgeltlich  im
Privaten  stattfindet.  Menschen,  die  nun  nicht  in  dieses  cis-  und
heteronormative  Gesellschaftsbild  hineinpassen,  sind  der  bürgerlichen
Gesellschaft  natürlich ein Dorn im Auge, denn mit  ihrer bloßen Existenz
stellen sie eine Gesellschaftsordnung in Frage, in der es „natürlich“ scheint,
dass Männer arbeiten, Frauen Hausarbeit verrichten, und es normal ist, dass
nur heterosexuelle Paare Kinder bekommen.

Auch wenn schon einige Errungenschaften erkämpft worden sind und die
gesellschaftliche  Akzeptanz  von  Trans-und  Inter-Personen  in  den  letzten
Jahren leicht gestiegen ist, so ist diese Entwicklung mit Vorsicht zu genießen.
Zum einen sind noch längst nicht alle Rechte erstritten worden, zum anderen
ist auch ein Rollback in Bezug auf Geschlechterrollen zu beobachten. Der
politische Rechtsruck,  der international  verbreitet  ist  und in Deutschland
seinen Ausdruck im Erstarken der AfD findet, stellt eine große Gefahr für die
Errungenschaften der  LGBTIA-Bewegung dar.  Da Trans-  und Interphobie
unmittelbar  mit  der  Existenz  der  bürgerlichen  Gesellschaft,  also  der
kapitalistischen Klassengesellschaft verbunden sind, reicht es nicht aus, sie
nur separat bekämpfen zu wollen. Man muss diesen reaktionäre Ideologien
ihre materielle Basis entziehen, also den Kampf gegen LGBTIA-Feindlichkeit
mit dem Kampf gegen den Kapitalismus verbinden.

Wir wollen gemeinsam für eine Gesellschaft eintreten, in der alle Menschen



ungeachtet  ihres  biologischen  oder  gesellschaftlichen  Geschlechts
gleichberechtigt  und  gefahrenfrei  leben  können.  Daher  fordern  wir:

–  Intersex  ist  eine  Identität!  Verbot  medizinisch  nicht  notwendiger,
kosmetischer  Genitaloperationen  an  Kindern!

– Kostenlose Beratung und operative, geschlechtsangleichende Behandlung,
wenn  dies  von  der  betroffenen  Person  gewünscht  wird!  Für  das
Selbstbestimmungsrecht  über  den  eigenen  Körper!

–  Kampf  der  Diskriminierung  in  Beruf  und  Alltag!  Für  breite
Aufklärungskampagnen und Selbstverteidigungskomitees der Unterdrückten
in Verbindung mit der Arbeiter_Innenbewegung!

–  Für  das  Recht  auf  gesonderte  Treffen  in  den  Organisationen  der
Arbeiter_Innenbewegung,  um  den  Kampf  für  Gleichberechtigung
voranzutreiben und gegen diskriminierendes und chauvinistisches Verhalten
vorzugehen!

GroKo Oh no! – Wie weiter mit
den #NoGroKo-Anhänger_Innen?

von Wilhelm Schulz, REVOLUTION Berlin
Am vergangenen Sonntag, dem 4. März, war es dann endlich so weit. Die
SPD  konnte  die  Ergebnisse  ihrer  Urabstimmung  verkünden.  Insgesamt
beteiligten  sich  mit  362.933  abgegebenen  Stimmen  knapp  80%  der
Parteimitgliedschaft – diese ist momentan bei 463.723 Mitgliedern. Unter
diesen stimmten 66,02 % für und 33,98 % gegen eine Neuauflage der Großen
Koalition  von  CDU/CSU  und  SPD.  Thomas  Oppermann,  seit  2013
Vorsitzender der SPD-Bundestagsfraktion und Parteibürokrat erster Reihe,
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sagte im Interview mit „Die Welt“, er rechne mit „55 Prozent Plus X“ an
Zustimmungen.

Auch wenn das Ergebnis nicht so knapp ausfiel, so zeigt es doch, was für
einen Wind sie durch die alte verknöcherte Partei geblasen hat. Dafür hatte
die Parteiführung auch in den letzten Wochen hart und mit allen Mitteln
gekämpft.  In den hierzu einberufenden 12 Regionalkonferenzen,  nicht  zu
verwechseln  mit  der  #NoGroKo-Tour  der  Jusos,  wurde  zu  Beginn  jeder
Veranstaltung  mindestens  eine  Stunde  lang  über  die  positiven
Errungenschaften des ausgehandelten Koalitionsvertrags gesprochen, bevor
auch  nur  ein  einzelnes  Basismitglied  zu  Wort  kommen  durfte.  In  der
Parteizeitung „Vorwärts“ wurde nur ein Interview veröffentlicht, in dem ein
GroKo-Gegner zu Wort kommen durfte, Kevin Kühnert (Juso-Vorsitzender) im
Schlagabtausch  mit  Lars  Klingbeil  (SPD-Generalsekretär).  Die
Gewerkschaften verschickten über ihre Mailinglisten vermehrt Lobeshymnen
an  den  Koalitionsvertrag,  interessant,  dass  diese  ansonsten  zur
Bundestagswahl mit  Floskeln wie „Geh wählen“ um sich werfen,  aber in
Zeiten der Not treu Wahlkampf für die SPD-Führung machen. Im Brief an die
Mitgliedschaft,  ein  Kommentar  der  SPD an  die  Urabstimmenden,  wurde
einseitig für das „Ja“ geworben.

Und schlussendlich kursierte ein Argument über der Urabstimmung. Sollte
es zu einem „Nein“ kommen, so führe dies ‚unausweichlich‘ zu Neuwahlen
und stärke unmittelbar die AfD. Schwachsinn. Was die AfD langfristig stärkt,
ist ein ‚weiter so!‘. Eine Fortsetzung der Politik im Interesse des deutschen
Imperialismus im Interesse neuer Rekordgewinne. Andre Poggenburg, AfD-
Vorsitzender  Sachsen-Anhalt,  sagte  in  seiner  ketzerischen  Rede  zum
politischen Aschermittwoch, dass die Einführung eines Heimatministeriums
zeige,  dass die AfD wirkt.  Im Bereich Geflüchtete und Asyl  versucht die
kommende GroKo der AfD das Wasser abzugraben, dafür hat die SPD die
Frage der CSU-Obergrenze extra unangetastet gelassen. Im Kampf gegen
den Rechtsruck hilft die GroKo überhaupt nicht, auch nicht wenn die CDU
eine  Zusammenarbeit  auf  Bundesebene  für  die  kommende  Legislatur
ausschließt, auf Länderebene machen sie dies partiell. So gab es im Berliner
Abgeordnetenhaus eine gemeinsame Initiative von CDU, FDP und AfD mit



der  Forderung  nach  einem  Auftrittsverbot  türkischer  Politiker  zum
Verfassungsreferendum  vergangenen  Sommer.  Oder  gemeinsame
Kampagnen gegen Linksextremismus in Sachsen-Anhalt.  Nein,  gegen den
Aufstieg der AfD braucht es die Einheit im Kampf der Organisationen und
Parteien, die sich auf die Arbeiter_Innenklasse stützen, eine Offensive, die
antirassistische und soziale Forderungen miteinander verbindet und diese
nicht gegeneinander ausspielt.

Zurück  zur  Urabstimmung.  Am  selben  Tag  der  Verkündung  der
Abstimmungsergebnisse trat Kühnert öffentlich auf. In einem Interview mit
Phoenix  sagte  er  etwas,  das  er  während  der  #NoGroKo-Tour  noch  als
möglich verkaufte, nämlich, dass eine Erneuerung der SPD unter der GroKo
nicht  möglich sei.  Einen Tag später  ruderte Kühnert  bereits  zurück und
schrieb „Kein SPD-Erneuerung ohne uns!“. Daneben ergänzte df, dass es die
SPD und nicht die Jusos war, die für eine gemeinsame Regierung mit der
CDU/CSU stimmten.  Bei  diesen  Worten  müssen  die  Anhänger_Innen der
#NoGroKo-Kampagne den Juso-Chef jetzt packen. Denn die 123.329 Nein-
Stimmen  drohen  schnell  in  Schall  und  Rauch  aufzugehen,  also  zu
demoralisieren, inaktiven Mitgliedern zu werden, dass sich eine relevanter
Teil ohne Anstoß nach links bewegt scheint unrealistisch. Was es braucht, ist
einen  offenen  Kampf  um  die  Führung  der  Partei  auf  dem  kommenden
Parteitag  im  April  unter  der  Kampflosung  „Volle  Rücknahme  der
Agenda2010-Reformen“, eine oppositionelle Fraktion in der SPD.Denn der
Fehler, der #NoGroKo-Kampagne darf sich nicht noch einmal wiederholen.
Zwar war die Kampagne recht öffentlichkeitswirksam, doch es mangelte vor
allem an einer klaren Perspektive.#NoGroKo? Ja!  Aber wofür? Bleibt  die
oftmals  ausgesprochene  „Rückbesinnung  auf  die  Sozialdemokratie“  eine
leere Floskel, die nicht mit konkreten Forderungen gefüllt wird, wie eine
klare Positionierung gegen Rassismus , Leiharbeit und Befristung oder für
Wohnraum für Alle, dem Ausbau des sozialen Wohnungsbaus & Enteignung
der leerstehenden Wohnungen, dann wird man Niemanden von der eigenen
Position überzeugen können.  Ebenfalls  bedeutet  ein offener Kampf auch,
sollte die Fraktion ihn gewinnen, dass man die aktuelle Führungsriege aus
der  Partei  werfen  muss.  Denn  die  Politik  des  Vorstands  zeigt  in  allen
Punkten, dass dieser nur im Interesse der Profite der deutschen Wirtschaft



agiert, denn eine inhaltliche Neuausrichtung würde bedeuteten, dass man
die eigenen Posten verliert. Außerdem müssen die Jusos ihre Unabhängigkeit
von der SPD beschließen und mit dem Dasein einer Struktur innerhalb der
SPD brechen, sie müssen sich hierfür unter anderem ein eigenes Programm
geben.  Wir  schlagen  hierzu  eine  offene  Programmdebatte  anhand  ihres
#NoGroKo-Papiers vor.

Solche Maßnahmen würden einen Ablösungsprozess von der SPD nach links
einleiten. Uns als Revolutionär_Innen ist hierbei klar, dass dieser Prozess
jedoch nur erfolgreich sein kann, wenn ein konsequenter Bruch mit dem
reformistischen  Programm  der  Partei  stattfindet.  Das  bedeutet  ein
notwendiges Ende mit dem reinen Fokus auf den Rahmen der bürgerlichen
Gesellschaft, samt seines Staates. Alleinige Forderungen nach progressiver
Besteuerung ändern nichts an den kapitalistischen Eigentumsverhältnisses.
Was wir brauchen,  ist  ein revolutionäres Programm, das die brennenden
Fragen  des  Alltags  mit  einem  Programm  zum  Sturz  des  Kapitalismus
verbindet.  Denn  eines  ist  klar.  Auch  das  klassische  sozialdemokratische
Programm  fand  keinen  parlamentarischen  Weg  zur  Beseitigung  dieses
Gesellschaftssystems.  Hierfür  gilt  es  auf  der  Straße zu kämpfen und als
solches  müssen  sich  die  Jusos  jetzt  verstehen,  als  Initiator_Innen  einer
Einheitsfront gegen die Angriffe der kommenden GroKo!

Afrin:  Was  passiert  eigentlich
gerade in Syrien?
von Jonathan Frühling, REVOLUTION Kassel

Seit dem 20. Januar 2018 rollen Panzer, schwere Artillerie und hunderte
Fahrzeuge mit türkischen Soldaten und islamistischen Milizionären über die
Grenzen des mehrheitlich kurdisch bewohnten Kantons Afrin. Seitdem wird
ein erbitterter Kampf um das ca. 30 x 40 km große Stück Land geführt, den

https://onesolutionrevolution.de/afrin-was-passiert-eigentlich-gerade-in-syrien/
https://onesolutionrevolution.de/afrin-was-passiert-eigentlich-gerade-in-syrien/


die  kurdisch  dominierten  „Syrian  Demokratic  Forces“  (SDF)  wegen
zahlenmäßiger  und  waffentechnischen  Unterlegenheit  kaum  gewinnen
können.  Ihr  erbitterter  Widerstand  machen  die  Kämpfe  jedoch  deutlich
langwieriger und verlustreicher, als der türkische Diktator Erdogan geplant
hatte.

Vorgeschichte
2011 entwickeltet sich die syrische Revolution in einen Bürgerkrieg, indem
das Assad-Regime schnell die Kontrolle über ein Großteil des Landes verlor.
Die  kurdischen  Siedlungsgebiete  im  Norden  machten  sich  sowohl  vom
syrischen  Staat  als  auch  von  den  Zielen  der  syrischen  Revolution
unabhängig. Dort wird seit dem ein System aufgebaut, welches demokratisch
ist  und  in  dem Frauen  Mitbestimmungsrecht  genießen.  Auch  gegen  die
Angriffe des IS konnte das Kanton Rojava erfolgreich verteidigt werden.

Ein Zusammenschluss mit  dem am nord-westlich gelegenen Kanton Afrin
gelangte 2017 allerdings nicht, weil von der Türkei gesteuerte Rebellen die
Gebiete zwischen den Kantonen vom IS eroberten. Die Türkei sieht in dem
Aufstieg  der  kurdischen  Befreiungsbewegung  in  Syrien  eine  Bedrohung,
auch, weil  er Angst hat,  dass sie die kurdische Bewegung in der Türkei
stärken könnte. In der Türkei selbst hat sich Erdogan 2016 mit einem Krieg
und der fast vollständigen Zerschlagung kurdischer Medien und der pro-
kurdischen  Partei  HDP  die  Gefahr  einer  mächtigen  Autonomiebewegung
vorerst vom Hals geschafft. Der Angriff auf Afrin ist nun der Versuch die
kurdische  Autonomie  auch  im  Nachbarland  mit  militärischer  Gewalt  zu
unterbinden.

Aktuelle Entwicklung
Die Türkei greift Afrin von nahezu allen Seiten gleichzeitig an. Jeden Tag
werden ein paar mehr Hügel und Dörfer erobert, auch wenn die Fortschritte
der Offensive glücklicherweise sehr langsam sind. Erdogan schickt jedoch
hunderte neue Panzer und Spezialeinheiten, um einen Sieg zu erzwingen.
Obwohl hunderte Jugendliche aus ganz Rojava und Afrin in die Reihen der
SDF ziehen, wird deshalb eine Niederlage immer wahrscheinlicher.



Die Ereignisse können nicht getrennt vom gesamten Bürgerkrieg gesehen
werden.  Anfang  des  Jahres  startete  das  syrische  Assad-Regime  eine
gewaltige Offensive, in dessen Zuge weite Teile Provinz Idlib erobert wurden,
welche  das  Kernland  verschiedenster  bewaffneter,  islamistischer
Oppositionsgruppen darstellt. Die Türkei hat, als einer der entschiedensten
Gegner Assads, damit begonnen Panzer zu schicken und Militärbasen in Idlib
aufzubauen, um ein weiteres Vorstoßen Assads zu erschweren. Im Gegenzug
schicken die Rebellen immer wieder hunderte Fußsoldaten, um die türkische
Offensive in Afrin zu unterstützen. Nun zeigt sich, wie bitter es sich rächt,
dass  die  Kurd_Innen  2011  nicht  für  eine  Revolution  in  ganz  Syrien
eingetreten  sind.  So  konnten  sich  reaktionären  Islamisten  als  führenden
Kräfte im Bürgerkrieg etablieren. Von den revolutionären Deserteuren der
syrischen Armee, die nicht mehr auf ihr eigenes Volk schießen wollten, ist
nichts mehr übrig. Im Gegenteil: Mit der Schändung der Leiche einer SDF-
Kämpferin  zeigen  die  islamistischen  Kettenhunde  Erdogans,  was  für
reaktionäre  Ansichten  sie  vertreten.

Eine  türkischer  Sieg  in  Afrin  würde  ein  Ende  des  demokratischen  und
emanzipatorischen Projektes in Afrin und damit eine Niederlage der Linken
weltweit bedeuten.

Die Rolle der Imperialisten
Russland stellt einen mächtigen Verbündeten Assads dar. Es lässt die Türkei
in Syrien gewähren, indem sie den Luftraum über Afrin für die türkischen
Jets freigab. Grund dafür ist vor allem die Wichtigkeit der russichen Öl- und
Gasexporten in die Türkei. Assad dagegen ist über die türkische Präsenz in
Syrien weniger erfreut und lässt SDF-Konvois von Rojava nach Afrin über
sein eigenes Territorium passieren.

Am interessantesten  ist  jedoch die  Rolle  der  USA.  Sie  unterstützen  den
Kampf  der  Kurd_Innen gegen den IS  und schafften  es  so  in  Syrien  mit
zahlreichen Militärbasen oder sogar Militärflughäfen Fuß zu fassen.

Da die USA am allermeisten von der NATO profitiert, ist ihre Angst groß,
dass es eine offene Konfrontation mit der Türkei gibt, die die gesamte NATO



in Frage stellen könnte. Die Türkei weiß darum und droht deshalb ganz offen
auch US-Soldat_Innen abzuschießen, wenn sie ihren Zielen in Syrien im Weg
stehen. Das wäre eine Demütigung der USA und würde ihre ohnehin schon
massiv  angekratzten  Stellung als  Weltmacht  weiter  untergraben.  Das  ist
auch der Grund, wieso die USA Afrin fallen gelassen hat. Im östlichen Rojava
halten sich jedoch nach wie vor US-Soldaten auf, um ein Angriff der von der
Türkei unterstützen Milizen zu verhindern. Welchen faulen Deal es letztlich
zwischen den beiden Ländern gegeben wird sich erst zeigen.

Welches Interesse die USA wirklich hat, zeigt sich sehr deutlich im Osten des
Landes  nahe  der  Stadt  Deir  ez-Zor.  Dort  helfen  sie  dabei  die  Angriffe
regierungstreuer Milizen auf die SDF abzuwehren. Grund für die Angriffe ist
der Versuch die von der SDF kontrollierten Ölfelder zu erobern. Die USA
unterstützt  die  kurdische Bewegung also  vor  allem aus  geostrategischen
Gründen und, um Kontrolle über Ölfelder in Syrien zu erhalten. Die NATO ist
der USA aber zweifelsohne wichtiger.

Der  Widerstand  und  Repression  in
Deutschland
Wenn auch nicht in der bürgerlichen Presse, ist der Aufschrei gegen die
türkische Aggression in Syrien innerhalb der Linken und der kurdischen
Bevölkerung in Deutschland enorm. Laufend finden lokale und überregionale
Demonstrationen statt.

Der deutsche Staat reagiert darauf mit Repression: Vor ca. 1,5 Jahren wurde
ein Verbot fast aller Fahnen des kurdischen Befreiungskampfes erlassen. Bis
Anfang  diesen  Jahres  wurden  das  Verbot  allerdings  faktisch  nicht
durchgesetzt. Anfang des Jahres jedoch wurde eine Großdemo in Köln wegen
verbotener Fahnen aufgelöst. Andere Demos wurden gleich ganz Verboten,
weil man während Karneval angeblich überfordert sei.

Perspektive
Natürlich gilt unsere Solidarität dem kurdischen Befreiungskampf im Nahen
Osten, auch wenn es selbst ohne das Eingreifen der Türkei noch ein langer



Weg  bis  zum  Sozialismus  wäre.  Abstrakte  Forderungen  die  Waffen
niederzulegen und Appelle an die UN bringen uns hier nicht weiter. Nur ein
militärischer Sieg der SFD-Milizen, einschließlich der Rückeroberung der in
den  letzten  Wochen  von  der  Türkei  besetzten  Gebiete,  können  wahren
Frieden bringen.

Weiterhin treten wir für den Abzug aller ausländischen Truppen ein, ohne
deren Hilfe Syrien heute kein Trümmerhaufen wäre. Obwohl die USA Rojava
vor dem Untergang gerettet hat, vertritt sie in Syrien einzig die Interessen
der  us-amerikanischen  Bourgeoisie  und  ist  deshalb  kein  zuverlässiger
Verbündeter.

Die Forderung nach Befreiung und Sozialismus muss, um erfolgreich zu sein,
auf alle Völker und Religionen des Nahen Ostens ausgedehnt werden. Die
einzigen  wahren  Verbündeten  sind  die  Bäuerinnen,  Bauern  und
Arbeiter_Innen,  die  sich  endlich  gemeinsam  gegen  ihre  Unterdrücker
erheben und eine kommunistische Partei aufbauen müssen. Nur eine solche
Organisation  kann  in  der  Lage  sein  die  vereinzelnden  Kämpfe  zu  einer
mächtigen Massenbewegung gegen die Kapitalismus zusammenzuführen.

Nein  zur  GroKo,  Nein  zum
erneuten Verrat!
von Alex Metzger

Seit bald 5 Monaten, hinter der Fassade und auch darüber hinaus, herrscht
Uneinigkeit in der SPD. Nach 4 Jahren Großer Koalition und Mitverwaltung der
undemokratischen,  militaristischen  EU,  der  Unterdrückung  von  Teilen
Südeuropas durch eine rigorose Sparpolitik und der generellen Abwälzung der
Kosten  der  F inanz-  und  Wirtschaftskr ise  auf  den  Rücken  der
Arbeiter_Innenklasse wollte  sie  nun einen Schlussstrich  unter  diese Politik
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ziehen.  Mit  einem inszenierten „Linksruck“ der Partei,  angeführt  von dem
ehemaligen EU-Parlametsvorsitzendem Martin Schulz, sollten wieder einmal
soziale Themen in den Vordergrund gerückt werden. Gleichzeitig wurde aber
auch immer wieder auf die angeblichen „Erfolge“ der SPD verwiesen, die man
gegen den Widerstand der CDU/CSU durchsetzen konnte. Das Paradebeispiel
hierfür ist die Einführung des Mindestlohns, welcher aber nicht für alle gilt, wie
z. B. Azubis oder Leiharbeiter_Innen.

Mit hohlen Floskeln,  die die Sozialdemokratie seit  eh und je in den Mund
nimmt,  wollte  die  SPD auf  Stimmenfang  gehen.  Nach  dem schlechtesten
Wahlergebnis, das sie je einfuhr, nur ein wenig mehr als 20 Prozent, mussten
weitere Floskeln her. Die konsequente Ablehnung einer Regierungsbeteiligung
und  die  daraus  resultierende  Oppositionsführerschaft  der  SPD  schien
ausgemachte  Sache  zu  sein.  Allerdings  kamen  in  diesen  5  Monaten  von
verschiedenen Seiten der Parteibürokratie und Spitze Kritik an diesem Kurs.
Erst recht nach dem Scheitern der Verhandlungen zu einer Jamaika-Koalition
zwischen CDU/CSU, der FDP und den Grünen wurde die SPD von allen Seiten
dazu  gedrängt,  sich  ihrer  Verantwortung  als  „staatstragende  Volkspartei“
doch bitte  gerecht  zu werden.  Die Schlüsselfrage der  SPD:  Politik  für  die
eigene soziale Basis zu betreiben oder im Interesse der herrschenden Klasse.
Statt in einem politischen Kampf um tatsächliche soziale Forderungen, wie
einer  wirklichen  Erhöhung  des  Mindestlohns,  die  Abschaffung  der  Zeitarbeit,
oder der Absicherung der Renten für Geringverdiener_Innen, verbunden mit
der  Forderung nach einer  klar  antirassistischen Ausrichtung zusammen in
einer Minderheitsregierung mit der Linkspartei, ruderte die SPD zurück. Somit
wurde  sie  am  Ende  ihrer  Rolle  als  die  oben  genannte  „staatstragende
Volkspartei“ einmal mehr gerecht und blieb sich am Ende in ihrer Tradition
des Rückziehens vor der Auseinandersetzung mit der herrschenden Klasse
treu,  wie  sie  es  schon  seit  inzwischen  100  Jahren  mehr  oder  weniger
erfolgreich  macht.  Der  Vorstand  sprach  sich  für  die  GroKo  aus,  der
außerordentliche SPD Parteitag Ende Januar entschied sich für die Aufnahme
der Sondierungsgespräche für eine Fortsetzung der Großen Koalition.

Der Koalitionsvertrag ist seit Donnerstag ausgehandelt und die Ministerposten
werden verteilt. Dabei ist der SPD-Messias aus Würselen auf jeden Fall raus.



Das Vertrauen der Mitgliedschaft der SPD, das Schulz 100 % der Stimmen in
der Wahl zum Parteivorsitz im Januar 2017 beschert hat, scheint gebrochen.
Sigmar Gabriel, der alte Parteivorsitzende, hat ihm in Form einer offenen und
harschen Kritik an seiner Person und seinem Führungsstil die Falltür geöffnet,
durch  die  er  letztlich  in  die  Versenkung  gestürzt  ist.  Diese  den  Inhalten
vorgeschobene  Personaldebatte,  mit  der  sich  die  Partei  kopflos  präsentiert
könnte der Spitze letztlich aber die „Ja´s“ bei der GroKo Abstimmung sichern.
Schließlich war es Schulz, der versprach nicht in die Regierung einzutreten,
ohne  ihn:  kein  Wortbruch.  Vielleicht  reicht  das  schon  für  ein  Ja  zum
Koalitionsvertrag bei der Abstimmung der Mitglieder ab 15. bis Ende Februar.
Dabei war es doch genau das Handeln von Schulz, das den wahren Charakter
des Reformismus zu Schau stellte. Konkret: das dieser in der Stunde der Not,
also wenn das Kapital nicht zu Zugeständnis fähig ist, sein wahres Gesicht
zeigt.  Als  bürgerliche,  da  klassenversöhnlerische,  Ideologie  innerhalb  der
Arbeiter_Innenbewegung.

Umso deutlicher macht sich Unmut in den linken Teilen der SPD-Basis breit,
die  Abstimmung  Ende  Januar  ging  mit  56  %  für  und  44  %  gegen  die
Verhandlungen  zur  Regierungsbildung  (Sondierungsgespräche)  aus.
Besonders die Jugendorganisation der SPD, die Jusos, wollen einen politischen
Kampf  um  Positionen,  nicht  um  Posten  führen.  Zumindest  wird  ihr
Vorsitzender  Kevin  Kühnert  bei  seiner  #NoGroKo-Tour  nicht  Müde das  zu
betonen. Im Zuge dieses Kampfes traten knapp 25.000 Menschen in die SPD
ein. Ähnlich wie bei dem vermeintlichen Linksruck, angeführt vom ehemaligen
Parteichef Martin Schulz Anfang 2017. Zusammen sind das fast 10 % der SPD
Mitgliedschaft. 10 %, die offen für einen linken Kurs in der SPD sind, ihn sogar
herbeiführen  wollen,  das  finden  wir  gut,  diese  Bewegung  müssen  wir  mit
unseren  eigenen  Forderungen  und  Perspektiven  begleiten.

Entgegen der Meinung pseudolinksradikaler Gruppen, die in der SPD einen
Haufen  den  Kapitalist_Innen  nahestehenden  Verräter_Innen  am Proletariat
sehen,  denken  wir,  dass  diese  Dynamik  von  Revolutionär_Innen  genutzt
werden muss.  Wenn eine  Welle  der  Kritik  von links,  von der  Basis  einer
bürgerlichen Arbeiterpartei, also einer Partei welche ihre Mitgliedschaft und
Verankerung in der ausgebeuteten Klasse verortet, eine Welle der Kritik an



der Führung dieser Partei losbricht, dann ist das immer auch eine Chance im
Kampf für ein revolutionäres Programm. Nicht weil  wir glauben mit neuen
Mehrheiten  selbst  um  die  Führung  zu  kämpfen,  sondern  weil  wir
desillusionierte  junge  Sozialdemokrat_Innen  in  unser  Boot  holen  wollen.
Diesen Punkt gilt es unversöhnlich zu-zuspitzen. Hierum muss von den Jusos
die Frage des Regierungsprogramms diskutiert werden, beispielsweise unter
der vollen Rücknahme der Agenda2010-Reformen im Schulterschluss mit den
Tarifauseinandersetzungen,  wie  sie  im  öffentlichen  Dienst  bevorstehen  oder
bei  der  IG  Metall  in  Ostdeutschland  noch  fortgesetzt  werden  müssen.

Mit ihren Forderungen werden sie schnell an die Grenzen des in ihrer Partei
und mit den parlamentarischen Mehrheiten machbaren kommen. Klar, denn in
der  bürgerlichen  Demokratie  dient  der  Staat  den  herrschenden
Kapitalist_Innen.  Die  Abschaffung  der  Agenda  Reformen  zum  Beispiel,  die
Verringerung des Renteneintrittsalters bei einer allgemeinen Rentenerhöhung,
staatlicher  Wohnungsbau,  oder  Forderungen um die Demokratisierung der
Partei,  oder  sogar  der  imperialistischen  EU  im  Schulterschluss  mit  dem
europäischen  Proletariat  werden  spätestens  von  ihrer  eignen  Führung
blockiert.  Diese  als  bürgerliche  Marionetten  zu  entlarven,  verbunden  mit
sozialen  und  politischen  Forderungen,  zum  Beispiel  nach  der  Integration
Geflüchteter  in  Gewerkschaften,  um  den  Antirassismus  in  breitere  Teile  der
Klasse  zu  tragen,  sollte  das  erklärte  Ziel  von Kommunist_Innen sein.  Wir
fordern alle Mitglieder der SPD auf in der Urabstimmung mit Nein zu stimmen.
Gegen die  GroKo  kämpfende Mitglieder  in  der  SPD müssen  unter  diesen
Losungen die Auseinandersetzung in der SPD politisieren und hiermit um die
Führung der Partei kämpfen.

Dafür sind die Debatten in der Partei und in ihrer Jugendorganisation nur ein
Schritt unter vielen. Die linken Teile der Partei müssen sich dabei als der Keil
begreifen,  der  den  Kampf,  der  zum Bruch  mit  der  Führung,  im  Fall  der
Niederlage zur Spaltung oder zu einer „neuen Ausrichtung der SPD“ im Wort,
wie es die Jusos weichgespült gern formulieren, erst ermöglichen kann. Um
Druck zu  erzeugen und Massen für  uns  zu  begeistern  brauchen wir  eine
dynamische Bewegung, eine Einheitsfront vieler Arbeiter_Innenorganisationen
welche die Kämpfe auf die Straße, an die Schulen, Unis und Fabriken trägt. Wir



müssen die Frage, danach warum keine Verhandlungen mit der Linkspartei
gestartet  wurden  mit  der  Perspektive,  der  antirassistischen  Einheitsfront,
beantworten.

Gleichzeitig  müssen  wir  unsere  Partner_Innen,  wo  es  nötig  ist  für
reformistische Positionen kritisieren. Bei allen guten Ansätzen, die die Jusos in
ihrem  Kampf  gegen  die  GroKo  verfolgen,  werden  auch  von  ihnen  keine
Forderung hin zu einer sozialistischen Umorientierung aufgestellt. Die Kritik,
die aus der #NoGroKo-Kampagne laut wird, ist eine Kritik am Führungsstil und
an der prinzipiellen Bereitschaft zusammen mit der CDU zu regieren. Die von
Kühnert und Co. aufgezeigte Perspektive kann und darf nicht einfach nur die
„Neuausrichtung  der  SPD“  sein.  Neben  dem  guten  Ansatz  sagt  diese
Forderung  nämlich  nichts.  Weder  was  geändert  werden  muss  noch  wo´s
hingehen soll. Demokratisierung der Partei, eine konsequente Politik für die
Ausgebeuteten, Beispiele wurden in diesem Text schon einige genannt, die
Ablehnung  des  imperialistischen  Weltsystems,  ein  konsequenter
Internationalismus, der den Charakter des globalen Systems als System von
ausbeutenden und ausgebeuteten Klassen begreift, eine Analyse und Kritik
am gesellschaftlichen Rassismus, all das sollte von der Juso-Basis gefordert
werden.  Kurz:  eine  Kritik  am  Reformismus  und  keine  bloße  Kritik  am
Führungsstil, die in ihrer Ausrichtung auch vor dem Bruch mit der Partei nicht
zurückschreckt, ist jetzt gefragt.

Dass in der Spitze der SPD unter Missachtung der Kämpfe in der Basis mit der
CDU und CSU gefeilscht wird, zeugt von der Kompromissbereitschaft ihrer
falschen Führer.  Die  in  den Vordergrund rückenden Personalfragen bieten
zusätzliche Möglichkeiten eine Debatte um Inhalte zu verschleiern. Letztlich
wird sich zeigen, wie weit der linke Flügel bereit ist zu gehen, und wie weit die
Bürokratie und der liberale Flügel dazu in der Lage sind die Wogen zu glätten,
um zumindest für die nächste Regierungsperiode Ruhe zu haben.

Wir dürfen nicht tatenlos zusehen. Stellen wir uns an die linke Seite der linken
Seite,  um gemeinsam mit  ihnen aus dem Nein zur GroKo ein Ja für  eine
revolutionäre und antikapitalistische Politik zu machen, die sich gar nicht erst
von Gabriel, Nahles und Co. über ihren wahren Charakter hinweg täuschen
lässt und Abseits vom Verhandlungstisch soziale Forderungen mit denen nach



dem Umsturz des Kapitalismus unter sozialistischer Perspektive verbindet. Nur
so können wir aus der Krise der Arbeiter_Innenbewegung, dem Fehlen einer
entschlossenen und radikalen Führung, gemeinsam zu einer revolutionären
Bewegung kommen die tatsächlich wieder mal, was reißen kann.

Pakistan:  Freiheit  für  Ahmad
Azad!  Freiheit  für  alle
festgenommen  belutschischen
und  paschtunischen
Studierenden!
 

Am 23. Januar wurden mindestens 200, nach einigen Berichten sogar 400,
belutschische und paschtunische Studierende von der  Polizei  des  Punjab
verhaf tet ,  darunter  der  Generalsekretär  der  „Nat ionalen
Studierendenföderation“  (NSF),  Ahmad Azad.  Die  Massenfestnahmen und
Übergriffe  auf  StudentInnenwohnheime  fanden  statt,  nachdem  sie  von
Anhängern der rechten Islamisten aus der Organisation Islami Jamiat -e-
Talaba  (IJT)  an  der  Punjab-Universität  von  Lahore  eingeschüchtert  und
angegriffen worden waren. Stundenlang umzingelte die Polizei zusammen
mit den Islamisten die Wohnheime der BelutschInnen und PaschtunInnen!

Wir  verurteilen  aufs  Schärfste  diesen  unentschuldbaren  Akt  der
Einschüchterung  und  Terrorisierung  von  StudentInnen  nationaler
Minderheiten, aus Belutschistan, dem südlichen Punjab und von der KPK. Es
zeigt  einmal  mehr,  dass  sich  alle  demokratischen,  sozialistischen  und
MenschenrechtsaktivistInnen zusammenschließen und ihre Stimme erheben
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müssen,  um  der  zunehmenden  Gewalt  seitens  der  ultra-reaktionären
islamistischen Kräfte gegen StudentInnen zu widerstehen. Wir verurteilen
auch  die  Pass iv i tät  und  Duldung  dieser  Angri f fe  durch  die
Universitätsverwaltung.  Wir  verurteilen  ferner  die  Passivität  und
Unterstützung, die die Polizei des Punjab den Islamisten gewährt, indem sie
sich auf die Seite derjenigen stellt, die Studenten nationaler und religiöser
Minderheiten einschüchtern, bedrohen, verletzen oder sogar töten.

Wir fordern die sofortige Freilassung von Ahmad Azad und allen anderen
StudentInnen! Wir solidarisieren uns mit allen BelutschInnen, PaschtunInnen
und anderen StudentInnen, die ihre demokratischen Rechte gegen Angriffe
und Drohungen von Islamisten oder anderen reaktionären Kräften ausüben
wollen.

Wir rufen alle Organisationen der ArbeiterInnenklasse, Gewerkschaften und
Parteien,  alle  sozialistischen  und  demokratischen  Jugend-  und
S t u d e n t I n n e n o r g a n i s a t i o n e n ,  d e m o k r a t i s c h e n  u n d
MenschenrechtsaktivistInnen auf, gegen diese Festnahmen zu protestieren
und  ihre  Solidarität  zum Ausdruck  zu  bringen!  Gemeinsam können  und
werden  wir  die  Kräfte  der  islamistischen  Reaktion  und  der  staatlichen
Repression besiegen! Gemeinsam können wir eine Welt gewinnen, die frei
von Belästigung, Einschüchterung, Unterdrückung und Ausbeutung ist!

Liga für die Fünfte Internationale

REVOLUTION, Internationale Kommunistische Jugendorganisation

Die Neue Seidenstraße – Chinas

https://onesolutionrevolution.de/die-neue-seidenstrasse-chinas-weg-zur-fuehrenden-imperialistischen-weltmacht/


Weg  zur  führenden
imperialistischen Weltmacht
VON JONATHAN FRÜHLING

Im Mai 2017 lud China zum Gipfeltreffen des „Belt and Road Forums“ ein
und die Welt kam: Über 100 Staaten, teilweise sogar vertreten durch ihre
Regierungschefs, nahmen an dem Treffen teil. Alle wollen mitprofitieren an
der  „Neuen  Seidenstraße“,  dem  größten  Investitionsprogramm  seit  dem
Marshallplan  (Wiederaufbau  Westeuropas  nach  dem  Zweiten  Weltkrieg),
welches von China 2013 ausgerufen wurde. Die Bezeichnung „Seidenstraße“
ist  eine  propagandistische  Anlehnung  an  die  berühmte  historische
Seidenstraße,  die in der Antike und dem frühen Mittelalter Ostasien mit
Europa verband. China betont damit auch den wirtschaftlichen Charakter des
Projektes.

Um die Intention Chinas zu verstehen müssen wir zunächst auf Chinas eigene
Wirtschaft schauen. Seit einigen Jahren versucht China unabhängiger von
der Weltwirtschaft und damit krisensicherer zu werden. Deshalb hat es die
Infrastruktur  des  eigenen  Landes  massiv  ausgebaut  und  die  entlegenen
Reg ionen  im  Wes ten  des  Landes  en tw icke l t  und  mi t  dem
bevölkerungsreichen Osten verbunden. Dieses Entwicklungsmodell, welches
China ein stabiles Wachstum von zuletzt immerhin knapp 7% beschert hat,
ist nun im eigenen Land an seine Grenzen gestoßen. Momentan kann das
Wirtschaftswachstum nur mit einer massiven Staatsverschuldung aufrecht
erhalten werden.

Die neue Seidenstraße ist der Versuch ähnliche Projekte in ca. 65 Ländern
der  Erde  zu  verwirklichen.  Geplant  sind  Bahntrassen,  Häfen,  Straßen,
Pipelines, Güterumschlagsplätze und Stromleitungen. Geographisch wird in
die Richtungen Südostasien, Pakistan, vor allem aber dem zentralasiatischen
Raum mit Perspektive in den Nahen Osten und nach Europa geplant. Auch
Afrika hat für China als Rohstofflieferant und Absatzmarkt Relevanz und ist
deshalb  mit  eingeschlossen.  Dies  alles  wird  als  „on  Road“  bezeichnet,
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während geplante Häfen für den Ausbau der Seewege entlang der Routen
Europa, Afrika → Asien als „on Belt“ bezeichnet werden.

Was verbirgt sich nun alles hinter der Politik einer neuen Seidenstraße? Zum
einen verfolgt China damit auch innenpolitische Interessen. Chinas gewaltige
Provinz  im Westen des  Landes  (Xinjiang)  ist  von einer  Reihe ethnischer
Minderheiten bewohnt, die teilweise bis heute die Unabhängigkeit fordern.
Durch eine handelsbedingte Entwicklung der Region erhofft sich China eine
Stabilisierung. Tatsächlich hat sich die Hauptstadt Ürümqi schon zu einem
Flugdrehkreuz  und  dem  wichtigsten  Handelszentrum  Zentralasiens
entwickelt.
Im Fokus stehen jedoch vor allem wirtschaftlichen Interessen. China möchte
seine Handelswege auf dem Land ausbauen, um notfalls etwas unabhängiger
vom leicht  angreifbaren  Seeweg  zu  werden.  Vor  allem aber  würden  so
Importe und Exporte schneller werden. Dies und der Ausbau der Seewege
sollen die Versorgung Chinas mit Rohstoffen sichergestellen. Natürlich will
China die Projekte vor allem von chinesischen Firmen umsetzen lassen. So
holt China das investierte Geld ins eigene Land und kann seine gewaltigen
Überkapazitäten im Stahl- und Baugewerbe abbauen.
Sehr wichtig ist aber auch die außenpolitische Komponente des „On Belt, On
Road“-Programms. China möchte die betreffenden Staaten stabilisieren, an
sich binden und somit zu Verbündeten in der Auseinandersetzung mit den
USA  machen.  Die  Seidenstraße  soll  deshalb  auch  zu  bilateralen
Handelsabkommen führen. Es geht also auch darum international an Einfluss
zu gewinnen.

International gibt es geteilte Meinungen zu dem Projekt, je nachdem, wie
nützlich oder schädlich die Staaten das Projekt für sich einschätzen. Die
Staaten, in die die Investitionen fließen sollen, erhoffen sich natürlich einen
Aufbau  ihrer  Infrastruktur  (Zentralasien,  Südostasien,  Afrika,  Pakistan).
Russland ist einer der stärksten Befürworter, da Russland unabhängiger vom
Westen werden will und auf Investitionen aus China erhofft. Von diesen ist
jedoch bisher wenig angekommen. Außerdem ist die neue Seidenstraße ein
Stück  weit  auch  ein  Konkurrenzprojekt  zu  Russlands  „Eurasischer
Wirtschaftsunion“  (Freihandelsabkommen  zwischen  Russland  und  den



meisten zentralasiatischen Staaten). Die europäischen Staaten, allen voran
Deutschland,  fordern,  sich  ebenfalls  an  den  Bauvorhaben  beteiligen  zu
können.  Dies  wurde  von  China  jedoch  selbstbewusst  abgelehnt,  was
Deutschland  verärgerte.
Die USA sind mit Japan die entschiedensten Gegner des Projektes, da sie eine
Stärkung ihres  größten Konkurrenten befürchten.  Die  USA hat  mit  TTIP
(Freihandelsabkommen  für  Europa  und  Nordamerika)  und  TTP
(Freihandelsabkommen  für  Nordamerika  und  die  Pazifikregion)  versucht
China  auszuschließen,  fahren  aber  unter  Trump  zunehmend  einen
protektionistischen  Kurs.  Auch  Indien  steht  dem  Projekt  skeptisch
gegenüber. Erstens sollen keine Investitionen nach Indien fließen, zweitens
werden Straßen, Bahnstrecken und Häfen in dem mit Indien verfeindeten
Pakistan  vorangetrieben.  Diese  sollen  sogar  teilweise  durch  die  Region
Kaschmir führen, die von Indien beansprucht wird. Die chinesisch-indischen
Beziehungen haben sich zuletzt auch wegen Grenzstreitigkeiten im Himalaja
verschlechtert. Da Indien ein bevölkerungsreiches und aufstrebendes Land
ist, ist es sehr relevant, ob es sich zukünftig auf die Seite der USA oder auf
die  Chinas  schlagen  wird.  Bisher  hat  es  diese  Entscheidung  noch  nicht
getroffen.

Allerdings  gibt  es  bei  Chinas  großen  Ambitionen  auch  einige  Haken.
Gewaltige  Infrastrukturprojekte  beanspruchen  auch  einen  gewaltigen
zeitlichen Aufwand. Es wird wohl noch 10 Jahre dauern, bis die Arbeiten an
der neuen Seidenstraße richtig in Gang kommen. Auch die bisher sehr wage
Planung muss bis dahin konkretisiert werden.
Weiter ist die Finanzierung bei weitem nicht gesichert. Zwar will China den
Wert von bis zu 1 Billionen investieren, nötig sind nach Schätzungen aber
zwischen  4,5  und  26  Billionen.  Einen  Teil  soll  auch  die  Asiatische
Infrastrukturinvestmentbank  (AIB)  leisten.  Sie  ist  das  chinesische
Konkurrenzprojekt  zum IWF und  der  Weltbank,  die  beide  von  den  USA
dominiert werden. China ist jedoch zweifellos auf die Unterstützung anderer
Staaten angewiesen. Es bleibt außerdem abzuwarten, ob China in der Lage
sein wird, die verschiedenen Einzelinteressen der teilhabenden Staaten zu
befriedigen. Diese werden nämlich nur mitmachen, wenn sie selbst einen
Zugewinn  davon  haben,  was  China  gebetsmühlenartig  versichert.



Desweiteren könnte die Instabilität einiger Staaten, wie z.B. Afghanistans,
aber auch einiger Staaten Zentralasiens, das Projekt bedrohen. Dabei zeigte
sich 2010 in Kirgisistan, dass China bisher unfähig war, auf entsprechende
Krisen militärisch in seinem Interesse zu reagieren.
Nebenbei  regt  sich  auch  Widerstand  in  der  Bevölkerung  gegen  Chinas
rücksichtslose Politik, die Vertreibungen und schwere Umweltschäden mit
einschließt.  Umweltaktivisten und die lokale Bevölkerung protestieren,  in
Pakistan  gab  es  sogar  einen  Anschläge  von  Islamist_Innen  auf  eine
Hafenbaustelle  am  indischen  Ozean.

Die Seidenstraßevisionen Chinas zeigen, dass Chinas Kooperationen mit den
zentralasiatischen  Staaten  als  Erfolg  gewertet  werden  und  es  sich  auch
deshalb weiter in diese Richtung orientieren will. Außerdem beweisen sie,
dass  China  mitt lerwei le  selbstbewusst  genug  ist ,  of fen  mit
Weltmachtambitionen aufzutreten und hofft, sich mittelfristig als führende
Imperialistische  Macht  etablieren  zu  können.  Die  USA  dagegen  würde
zweifelsohne  weiter  an  Boden  verlieren,  wenn  China  seine  Ziele
verwirklichen kann. Wie erfolgreich das gesamte Projekt wird und welche
Staaten sich in einen zukünftigen chinesischen Block einreihen werden, wird
sich allerdings erst in einigen Jahren zeigen.

Überall  ist  Afrin,  Überall  ist
Widerstand

Ausdrucksstarke  Demo  für  Afrin  trotz
massiver  Schikane  durch  Polizei
Vorhin haben sich in Fulda um die 500 Menschen an der Demonstration in
Solidarität  mit  den  Kämpfer_Innen  in  Afrin  beteiligt  –  für  die  kleine,
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konservative Barockstadt ein großer Erfolg. Die Demo war von der ersten bis
zu  letzten  Sekunde,  von  der  ersten  bis  zur  letzten  Reihe  laut  und
kämpferisch. Das ist vor allem den vielen Jugendlichen zu verdanken, die
einen  auffällig  großen  Teil  der  Teilnehmer_Innen  ausmachten.  In
Sprechchören forderte die Menge ein Ende des PKK Verbots, ein Ende der
Waffenlieferungen an die Türkei und ein Abzug aller Besatzer_Innen von den
Gebieten Kurdistans.  Mit  einer Vielzahl  von Plakaten,  Transparenten und
Fahnen solidarisierte sich die Demo mit dem bewaffneten Widerstandskampf
der  Kurd_Innen  und  mit  den  fortschrittlichen  politischen  Ansätzen  des
demokratischen Projekts in Rojava.

War  die  Demo doch  auch  ein  Ausdruck  gegen die  Kriminalisierung und
Unterdrückung  der  Kurd_Innen,  wurde  sie  selber  von  der  Polizei  mit
lächerlichen  Auflagen  und  Personalien-Kontrollen  schikaniert.
Fahnenstangen  über  1,5m  durften  nicht  mitgeführt,  sondern  mussten
durchgebrochen oder dagelassen werden. Menschen die Transparente oder
besonders große Fahnen trugen, mussten wahllos ihre Personalien abgeben.
Eine endlos lange Liste von verbotenen Fahnen wurde vorgelesen. Auch der
Leiter der Veranstaltung von Fulda-stellt-sich-quer verhielt sich nicht gerade
rühmlich.  Statt  die  Polizei  für  ihr  Agieren  zu  kritisieren,  setzte  er  die
Teilnehmer_Innen  selber  unter  Druck:  Jeder,  der  den  Anweisungen  der
Polizei nicht widerstandlos folge leiste, würde von der Demo verwiesen. In
einem Akt des Protests gegen diese Kriminalisierung und Schikane zeigte ein
Genosse von uns am Ende der Abschlusskundgebung die Fahne der YPJ, die
mit der YPG in Afrin für das Überleben der Kurd_Innen heldenhaft kämpft.
Sofort wurde ihm die Fahne entrissen, er wurde abgeführt, fotografiert und
hat nun eine Anzeige am Hals. Menschen in der Nähe der Situation wurden
abgedrängt. Die Polizei trat in einer autoritären und aggressiven Art und
Weise auf, die wir so in Fulda noch nicht erlebt haben. Das hielt den Leiter
der Veranstaltung von Fulda-stellt-sich-quer nicht davon ab, der Polizei am
Schluss dafür zu danken, dass sie es uns ermöglicht habe unser Recht auf
Protest wahrzunehmen.

Trotz alledem hat uns die geballte Kraft der Demo heute neue Motivation
gegeben weiter zu machen und uns nicht einschüchtern zu lassen. Der Kampf



wird in die nächste Runde gehen. Überall ist Afrin – überall ist Widerstand!


